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Sehr geehrter Herr Präsident
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir unterbreiten Ihnen den Entwurf zur Teilrevision der Verfassung des Kantons Aargau, die
Entwürfe zum Einführungsgesetz zur Schweizerischen Strafprozessordnung (EG StPO) und
zum Einführungsgesetz zur Schweizerischen Jugendstrafprozessordnung (EG JStPO) sowie
die vorliegende Botschaft für die 1. Beratung.

Zusammenfassung

Im Jahr 2000 haben Volk und Stände mit grosser Mehrheit den Bund generell zur Gesetzge-
bung auf dem Gebiet des Strafprozessrechts ermächtigt (Art. 123 Abs. 1 Bundesverfassung).
Der Bundesrat hat gestützt darauf die Entwürfe einer Schweizerischen Strafprozessordnung
(CH-StPO) und einer Schweizerischen Jugendstrafprozessordnung (JStPO) erarbeiten las-
sen und der Bundesversammlung zusammen mit der Botschaft vom 21. Dezember 2005 zur
Zustimmung unterbreitet.

Das Bundesparlament hat den Entwurf der CH-StPO beraten und die letzten Differenzen in
der Herbstsession 2007 bereinigt. Die Referendumsfrist ist unbenutzt abgelaufen. Der Ent-
wurf der (JStPO) wurde hingegen zunächst zur weiteren Abklärung und Überarbeitung an
das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement (EJPD) zurückgewiesen. Der Bundesrat
hat den ursprünglichen Entwurf der Jugendstrafprozessordnung am 22. August 2007 geän-
dert und dem Bundesparlament überwiesen. Das Parlament hat die JStPO am 20. März
2009 verabschiedet. Die Referendumsfrist ist unbenutzt abgelaufen. Der Bundesrat beab-
sichtigt, die CH-StPO und die JStPO zusammen mit der Schweizerischen Zivilprozessord-
nung auf den 1. Januar 2011 in Kraft zu setzen.

Aufgrund der CH-StPO und der JStPO ergeben sich für den Kanton Aargau folgende sehr
wichtige Neuerungen:

− Einführung des Staatsanwaltschaftsmodells. Dieses sieht vor, dass die Strafverfolgung
während der ganzen Dauer eines Verfahrens unter der Leitung eines Staatsanwalts oder
einer Staatsanwältin steht. Die Staatsanwaltschaft führt auch die Untersuchungen. Sie
kann der Polizei Weisungen für die Ermittlungen erteilen oder ein Verfahren an sich zie-
hen. Bisher ist die Strafverfolgung im Aargau dreistufig organisiert mit Ermittlungsverfah-
ren (Polizei), Untersuchung (Bezirksämter/Kantonales Untersuchungsamt) und Ankla-
ge/Einstellung (Staatsanwaltschaft), wobei die zuständigen Behörden in den einzelnen
Verfahrensstadien weitgehend unabhängig handeln.

− Einführung eines Zwangsmassnahmengerichts als Gegengewicht zur Staatsanwaltschaft.
− Wegfall der Schulpflegen als Jugendstrafbehörden.

Daneben gibt es weitere Neuerungen, welche die bisherige Regelung im Kanton Aargau än-
dern:

− Wegfall des Privatstrafverfahrens.
− Ausbau der Verteidigungsrechte, insbesondere durch Einführung einer notwendigen Ver-

teidigung im Vorverfahren.
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− Erschwerung des Referentensystems beim Obergericht durch den Wegfall der Begrün-
dungspflicht bei Berufungen.

− Häufigeres Auftreten der Staatsanwaltschaft vor den Gerichten durch die verschärften
Anwesenheitspflichten.

Das neue Bundesstrafprozessrecht regelt das Verfahren weitgehend abschliessend. Den
Kantonen bleibt aber weiterhin die Regelung der Wahl, Zusammensetzung, Organisation,
Aufsicht und Befugnisse der Strafbehörden. Im Zentrum steht dabei die Organisation der
Strafverfolgungsbehörden im Erwachsenenbereich. Zwar haben die Kantone grundsätzlich
einen relativ grossen Handlungsspielraum. Aus sachlicher Optik muss jedoch eine Organisa-
tion getroffen werden, mit welcher die Vorteile des Staatsanwaltschaftsmodells (Leitung der
gesamten Strafverfolgung durch einen Staatsanwalt oder eine Staatsanwältin) zum Tragen
kommen.

Zentrale Kriterien für die künftige Organisation im Aargau sind zudem die Erhaltung der regi-
onalen Verankerung der Strafverfolgung, optimale Perspektiven für die bisherigen Mitarbei-
tenden im Bereich der Strafverfolgung sowie der zusätzliche Ressourcenbedarf.

Diesen Kriterien trägt die Schaffung von 6 dezentralen Staatsanwaltschaften für die Bezirke
(je 1 Staatsanwaltschaft für 2 Bezirke und für den Bezirk Baden) am besten Rechnung. Die
dezentralen Staatsanwaltschaften führen alle Strafverfahren, die nicht in den Zuständigkeits-
bereich der kantonalen Staatsanwaltschaft (analog dem heutigen kantonalen Untersu-
chungsamt) fallen. Die Gesamtführung der Staatsanwaltschaften obliegt der Oberstaatsan-
waltschaft.

Mit dieser Lösung können die Vorteile des Staatsanwaltschaftsmodells umgesetzt werden.
Sie ermöglicht zudem eine zweckmässige Stellvertretung und Spezialisierung. Im Weiteren
erleichtert sie den Belastungsausgleich. Die einheitliche Arbeitsweise und Gesetzesanwen-
dung können zusätzlich unterstützt werden, indem die Möglichkeit besteht, jeweils 2 dezen-
trale Staatsanwaltschaften führungsmässig einer gemeinsamen Leitung zu unterstellen. Die
Schnittstellen zur Kantonspolizei sind einfach, indem für jede der 3 Polizeiregionen je 2 de-
zentrale Staatsanwaltschaften bestehen.

Allen bisherigen Mitarbeitenden im Bereich der Strafverfolgung, namentlich denjenigen der
Bezirksämter, können in der neuen Organisation interessante Stellen angeboten werden.
Damit kann das sehr grosse Fachwissen und die langjährige Erfahrung weiter eingebracht
beziehungsweise genutzt werden.

Angesichts der vom Bundesrecht vorgegebenen komplexeren Verfahrensabläufe ist eine
personelle Aufstockung der Strafverfolgungs- und der strafrichterlichen Behörden unum-
gänglich. Der zusätzliche Personalbedarf liegt bei der vorgeschlagenen Lösung zwischen
demjenigen für eine Organisation mit 3 oder 11 Staatsanwaltschaften.

Die Verwaltungsaufgaben, welche die Bezirksämter bisher zusätzlich zur Strafverfolgung
wahrgenommen haben, werden anderen Stellen übertragen oder entfallen. Die Bezirksämter
werden nach einer Übergangsphase voraussichtlich auf den 1. Januar 2013 aufgehoben.
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Die Bildung von 6 regionalen Staatsanwaltschaften für die Bezirke ändert nichts an den straf-
rechtlichen Zuständigkeiten der 11 Bezirksgerichte. Die 6 Staatsanwaltschaften erheben
beim jeweils zuständigen Bezirksgericht Anklage. Zudem ist vorgesehen, die Schlichtungs-
behörden für Miete und Pacht den Bezirksgerichten anzugliedern. Im Rahmen der Umset-
zung des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts wird zudem als eine der möglichen Varian-
ten geprüft, die Bezirksgerichte als Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden einzusetzen.
Damit könnten Synergien im Bereich des Familienrechts genutzt werden.

Mit der Umsetzung des neuen Bundesrechts sollen somit die regionale Verankerung der
Strafverfolgung erhalten und die Stellung der 11 Bezirksgerichte gestärkt werden.

In der Anhörung hat sich keine Mehrheit der Parteien und Verbände zugunsten einer der drei
Varianten für die Organisation der Staatsanwaltschaften ausgesprochen, die Gegenstand
der Vorlage waren. Die Stellungnahmen zeigen jedoch, dass die vom Regierungsrat mit der
vorliegenden Botschaft vorgeschlagene Lösung mit 6 dezentralen Staatsanwaltschaften dem
Vernehmlassungsergebnis am besten Rechnung trägt.

Zusätzlich zur Organisation der Staatsanwaltschaften umfasst die Vorlage des Regierungs-
rats folgende Lösungen zu wichtigen Punkten:

− Die Kriminalpolizei beziehungsweise die gerichtliche Polizei bleibt bei der Kantonspolizei
und wird nicht organisatorisch in die Staatsanwaltschaften eingegliedert.

− Die Aufgaben des Zwangsmassnahmengerichts werden von den Präsidien der Bezirksge-
richte übernommen. Diese üben diese Funktion im ganzen Kanton aus.

− Auf einen Wechsel zum Jugendrichtermodell wird verzichtet und das Modell der Jugend-
anwaltschaft beibehalten. Die Jugendanwaltschaft bleibt selbstständig und zentral organi-
siert.
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1. Ausgangslage

Der Regierungsrat hat dem Grossen Rat mit (08.148) Botschaft vom 4. Juni 2008 einen Glo-
balkredit für die Überprüfung der Organisation der dezentralen kantonalen Verwaltungs- und
Justizaufgaben ("Aargau 21") beantragt. Der Grosse Rat ist am 4. November 2008 nicht auf
diese Vorlage eingetreten und hat damit eine Überprüfung der dezentralen Verwaltungs- und
Justizstrukturen grundsätzlich abgelehnt.

Im Bereich der Strafverfolgung und des Vormundschaftswesens ist aufgrund von neuen bun-
desrechtlichen Erlassen dennoch eine Überprüfung der bestehenden Strukturen erforderlich.

Mit dem vorliegenden Geschäft unterbreitet der Regierungsrat die Vorschläge für die Umset-
zung der Vereinheitlichung des Strafprozessrechts und die damit zusammenhängenden
strukturellen Anpassungen der Strafverfolgungsbehörden und der strafrichterlichen Behör-
den. Die Vorschläge berücksichtigen das Ergebnis der Vernehmlassung und die Erkenntnis-
se aus der Diskussion der Kreditvorlage "Aargau 21". 

2. Grundlage

2.1 Vorgaben Bundesrecht

Nach Art. 123 Abs. 1 der Bundesverfassung ist der Bund zur Gesetzgebung auf dem Gebiet
des Strafprozessrechts befugt. Gemäss Absatz 2 der vorgenannten Verfassungsbestimmung
sind die Kantone für die Regelung der Gerichtsorganisation, der Rechtsprechung sowie des
Straf- und Massnahmenvollzugs zuständig, soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt. Der
Bund hat nun von seiner Kompetenz im Bereich des Strafprozessrechts Gebrauch gemacht.
Die Schweizerische Strafprozessordnung (CH-StPO) und die Schweizerische Jugendstraf-
prozessordnung (JStPO) liegen nun vor.

Von der Gesetzesänderung sind die folgenden kantonalen Erlasse sachlich betroffen:

− Verfassung des Kantons Aargau vom 25. Juni 1980 (SAR 110.000)
− Verordnung über die Delegation von Kompetenzen des Regierungsrates vom 8. Novem-

ber 1982 (SAR 153.111)
− Gerichtsorganisationsgesetz (Gesetz über die Organisation der ordentlichen richterlichen

Behörden, GOG) vom 11. Dezember 1984 (SAR 155.100)
− Dekret über die Organisation des Obergerichts, des Handelsgerichts, des Versicherungs-

gerichts und des Verwaltungsgerichts (Gerichtsorganisationsdekret, GOD) vom 23. Juni
1987 (SAR 155.110)

− Dekret über die Organisation des Bezirksgerichts Baden vom 14. März 1989
(SAR 155.320)

− Dekret über die Organisation der Bezirksgerichte Aarau, Bremgarten, Brugg, Lenzburg
und Zofingen vom 26. August 2003 (SAR 155.350)

− Verordnung über die Vergütung von Inkonvenienzen (Inkonvenienzverordnung) vom
27. Februar 2002 (SAR 161.221)

− Verordnung zum Einreihungsplan vom 25. Oktober 2000 (SAR 165.131)
− Gesetz über die Einwohnergemeinden (Gemeindegesetz) vom 19. Dezember 1978

(SAR 171.100)
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− Dekret über die Verfahrenskosten (Verfahrenskostendekret, VKD) vom 24. November
1987 (SAR 221.150)

− Konkordat über die Rechtshilfe und die interkantonale Zusammenarbeit in Strafsachen
vom 5. November 1992 (SAR 250.100)

− Gesetz über die Strafrechtspflege (Strafprozessordnung, StPO) vom 11. November 1958
(SAR 251.100)

− Dekret über die Organisation der Staatsanwaltschaft sowie des kantonalen Untersu-
chungsamtes und die ergänzende Organisation des Strafuntersuchungswesens bei den
Bezirksämtern (Organisationsdekret zur Strafprozessordnung) vom 11. Juni 1974
(SAR 251.110)

− Verordnung über die Einführung des Bundesgesetzes über die verdeckte Ermittlung
(EV BVE) vom 24. November 2004 (SAR 251.113)

− Dekret über die Jugendstrafrechtspflege (DJStP) vom 14. November 2006 (SAR 251.150)
− Konkordat der Kantone der Nordwest- und Innerschweiz über den Vollzug von Strafen

und Massnahmen vom 5. Mai 2006 (SAR 253.020)
− Verordnung über den Vollzug von Strafen und Massnahmen (Strafvollzugsverordnung,

SMV) vom 9. Juli 2003 (SAR 253.111)

Daneben gibt es Strafbestimmungen in weiteren Erlassen, in denen auf das Verfahren oder
auf Behörden gemäss aargauischer Strafprozessordnung verwiesen wird. In diesen Bestim-
mungen wird der Hinweis auf das Bundesrecht angebracht.

2.2 Kantonale strategische Vorhaben

In Bezug auf das Entwicklungsleitbild Aargau sind die Ziele des Regierungsrats im Bereich
Sicherheit und öffentliche Ordnung (Erhalt der hohen Sicherheit) und im Bereich Institutio-
nen, Verwaltungsleistungen, Service public (Effiziente und bedarfsgerechte Aufgabenerfül-
lung, weitere Modernisierung der Verwaltung) bei der Umsetzung des eidgenössischen
Strafprozessrechts zu berücksichtigen.

Die Umsetzung des neuen Strafprozessrechts des Bundes ist ein Entwicklungsschwerpunkt
im Aufgaben- und Finanzplan (AFP; ES 7 im Aufgabenbereich 220 'Strafverfolgung und
Strafvollzug'). 

2.3 Parlamentarische Vorstösse

Am 12. Dezember 2006 haben Grossrätin Corina Eichenberger, Kölliken, und Grossrat Mar-
kus Leimbacher, Villigen, je eine (06.260; 06.262) Motion betreffend Einführung der Mediati-
on im Strafverfahren im Kanton Aargau eingereicht. Der Regierungsrat hat diese Motionen
abgelehnt beziehungsweise sich bereit erklärt, diese als Postulate entgegenzunehmen, die
Einführung der Mediation im Erwachsenenstrafrecht bei der Umsetzung der CH-StPO im
Kanton konkret zu prüfen, sofern das Bundesrecht den Kantonen diese Möglichkeit einräumt,
und dem Grossen Rat im Zusammenhang mit der Umsetzung der CH-StPO Bericht zu er-
statten.
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3. Handlungsbedarf

Das neue Bundesrecht bringt eine Vielzahl von wesentlichen Änderungen, wovon sich vor
allem die ersten beiden nachfolgend aufgelisteten Änderungen sehr stark auf die Kantone
auswirken:

− Wechsel vom Untersuchungsrichter- zum Staatsanwaltschaftsmodell
− Einführung eines Zwangsmassnahmengerichts
− Wegfall des Privatstrafverfahrens
− Zunahme der Anzahl der Verhandlungen mit Teilnahme der Staatsanwaltschaft
− Ausbau der Verteidigungsrechte
− Weitgehende Protokollierungsvorschriften
− Wegfall der Schulpflegen als Jugendstrafbehörden

Die wesentlichste Änderung ist die Einführung des Staatsanwaltschaftsmodells in der Er-
wachsenenstrafverfolgung. Dieses sieht vor, dass die Strafverfolgung während der ganzen
Dauer eines Verfahrens unter der Leitung eines Staatsanwalts oder einer Staatsanwältin
steht. Die Staatsanwaltschaft führt auch die Untersuchungen. Sie kann der Polizei Weisun-
gen für die Ermittlungen erteilen oder ein Verfahren an sich ziehen. Bisher ist die Strafverfol-
gung im Aargau dreistufig organisiert mit Ermittlungsverfahren (Polizei), Untersuchung (Be-
zirksämter/Kantonales Untersuchungsamt) und Anklage/Einstellung (Staatsanwaltschaft),
wobei die zuständigen Behörden in den einzelnen Verfahrensstadien weitgehend unabhän-
gig handeln.

Inhaltlich regelt das neue Bundesstrafprozessrecht das Verfahren weitgehend abschlies-
send. Den Kantonen bleibt aber weiterhin die Regelung der Wahl, Zusammensetzung, Orga-
nisation, Aufsicht und Befugnisse der Strafbehörden. Im Zentrum steht dabei die Organisati-
on der Strafverfolgungsbehörden im Erwachsenenbereich. Rechtlich haben die Kantone
grundsätzlich auch in diesem Bereich einen relativ grossen Handlungsspielraum. Aus sachli-
cher Optik muss jedoch eine Organisation getroffen werden, mit welcher die Vorteile des
Staatsanwaltschaftsmodells (Leitung der gesamten Strafverfolgung durch einen Staatsanwalt
oder eine Staatsanwältin) zum Tragen kommen.

Das neue Bundesrecht bedingt eine Anpassung des kantonalen Rechts, insbesondere der
Verfassung, des Strafprozessrechts (StPO, DJStP), das nebst verschiedenen materiellen
Bestimmungen insbesondere die Behördenorganisation, inklusive die Aufsicht, und den
Strafvollzug regelt, und des Gerichtsorganisationsrechts. Darüber hinaus sind die Schnittstel-
len der Behörden zu definieren und zu regeln sowie die Anforderungen an das Personal
festzusetzen. Zudem müssen alle Verweise in kantonalen Erlassen auf bestimmte Artikel der
Strafprozessordnung oder ganz allgemein auf deren Anwendbarkeit angepasst werden.

Weiteren Handlungsbedarf gibt es bezüglich der konkreten Umsetzung des Bundesrechts.
So müssen das Personal rekrutiert, die möglichen Standorte der Behörden bestimmt und die
konkrete Unterbringung der Behörden am Standort ausgewählt werden.

Eine sehr zentrale Aufgabe ist der Erlass von Überführungsregelungen für das derzeit in der
Strafverfolgung tätige Personal. Der Kanton ist darauf angewiesen, dass möglichst alle bis-
herigen Mitarbeitenden der Strafverfolgungsbehörden auch in der künftigen Organisation tä-
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tig sind. Er wird deshalb allen Mitarbeitenden eine Stelle mit einer interessanten Tätigkeit
anbieten. Für Mitarbeitende, welche die im EG StPO vorgesehenen Anstellungsvorausset-
zungen nicht erfüllen, sind grosszügige Überführungsregelungen vorgesehen. Diese sind
notwendig, damit das Fachwissen und die grosse Erfahrung der bisherigen Mitarbeitenden in
der Strafverfolgung, namentlich der Bezirksamtmänner und ihrer Stellvertreter, weiter genutzt
werden können. Nur so ist es möglich, den Übergang von der bisherigen in die neue Organi-
sation zu bewältigen.

Schliesslich gibt es auch viele Neuerungen im Bundesrecht, welche keine kantonale Recht-
setzung und Organisation, sondern nur eine Umsetzung durch die rechtsanwendenden Be-
hörden verlangen.

4. Ergebnis der Vernehmlassung

Am 25. Februar 2009 hat der Regierungsrat die Entwürfe zur Änderung der Kantonsverfas-
sung, zum EG StPO und zum EG JStPO für die Vernehmlassung freigegeben. Folgende
Parteien, Vereine/Organisationen sowie Fachbehörden haben an der Vernehmlassung teil-
genommen und den Fragebogen zur Umsetzung der CH-StPO ausgefüllt:

Parteien

− Bürgerlich-Demokratische Partei (BDP)
− CVP des Kantons Aargau
− Eidgenössisch-Demokratische Union (EDU) Aargau
− EVP des Kantons Aargau
− Freisinnig-Demokratische Partei (FDP) des Kantons Aargau
− Grüne Aargau
− Grünliberale Partei Kanton Aargau (GLP)
− SD Kanton Aargau
− SP des Kantons Aargau
− SVP des Kantons Aargau

Verbände und Organisationen

− Aargauischer Anwaltsverband
− Gemeinden der Bezirke Zurzach/Laufenburg/Planungsverband Zurzibiet1

− Aargauischer Gewerkschaftsbund
− Aargauische Industrie- und Handelskammer
− Aargauischer Juristenverein
− Gemeindeammänner-Vereinigung des Kantons Aargau
− Verband Aargauer Gemeindeschreiberinnen und Gemeindeschreiber
− Vereinigung Aargauischer Angestelltenverbände (VAA)

1 Bad Zurzach, Baldingen, Böbikon, Böttstein, Döttingen, Fisibach, Kaiserstuhl, Leibstadt, Leuggern, Rekingen, Schneisingen,
Unterendingen
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Weitere

− Justizbehörden: Gerichtspräsidenten und Obergericht
− Staatsanwaltschaft des Kantons Aargau
− Konferenzen der Bezirksamtmänner und Bezirksamtmann-Stellvertreterinnen und Be-

zirksamtmann-Stellvertreter
− Untersuchungsamt des Kantons Aargau
− Untersuchungsrichter des Kantons Aargau

Folgende Ergebnisse resultierten aus der Anhörung:

4.1 Organisation der Erwachsenenstrafverfolgung

Während die FDP, die EVP, die Grünen, die BDP und die GLP eine Lösung mit 3 regionalen
Staatsanwaltschaften unterstützten, da diese kostengünstig und effizient sei, sprach sich die
SP aus ökonomischen und ökologischen Gründen für Lösung mit 6 regionalen Staatsanwalt-
schaften aus. Die SVP, die EDU und die SD wählten aus Gründen der Volksnähe und Be-
währtheit die vorgeschlagene 11er Variante mit zentraler Staatsanwaltschaft und die CVP
eine 11er Variante mit "Vollstaatsanwaltschaften" (ohne Deliktskatalog).

Bei den Verbänden/Organisationen sprachen sich der Anwaltsverband, der Gewerkschafts-
bund sowie die Industrie- und Handelskammer für die 3er Variante aus, da bei dieser die
Ressourcen am besten genutzt würden, die Führung straff sei und der Effizienzgedanke da-
für sprechen würde. Der Gemeindeschreiberverband und die VAA erachteten die 6er Varian-
te als die Beste, da die 11er zu dezentral und die 3er zu zentralistisch sei. Die Gemeinden
der Bezirke Zurzach/Laufenburg und die Gemeindeammänner-Vereinigung favorisierten die
11er Variante.

Die Bezirksamtmänner unterbreiteten eine eigene 11er Variante und als Eventuallösung
einen Vorschlag mit 3 Staatsanwaltschaftsregionen und 6 Standorten für die Strafverfolgung
sowie 6 regionalen Verwaltungsstellen.

Mehrere Vernehmlassungsteilnehmende, die sich für eine 3er Lösung aussprachen, signali-
sierten, dass sie auch einer 6er Lösung zustimmen könnten. Hingegen lehnten sie eine
11er Variante entschieden ab. 
 
Der Regierungsrat hat sich aufgrund des Ergebnisses der Anhörung und einer nochmaligen
grundlegenden Beurteilung für eine Lösung mit 6 regionalen Staatsanwaltschaften entschie-
den, weil diese organisatorisch, regionalpolitisch, personell und kostenmässig gesamthaft die
grössten Vorteile auf sich vereinigt. Die definitive Lösung wurde in engen Kontakten mit der
Konferenz der Bezirksamtmänner erarbeitet. Aufgrund der Vernehmlassungen dürfte sie
auch politisch mehrheitsfähig sein. Für die Einzelheiten wird auf Ziffer 5.1 verwiesen.

4.2 Führungsstruktur 3er Variante

Für einen Verzicht auf eine Oberstaatsanwaltschaft bei der 3er Variante sprachen sich einzig
die Grünen, die GLP und der Anwaltsverband aus. Dies mit der Begründung, dass die Lei-
tungskonferenz die Führungsaufgaben besser bewältigen könne als eine Oberstaatsanwalt-
schaft. Die BDP und die VAA äusserten sich eher zustimmend und die EVP eher ablehnend



- 12 -

zu dieser Frage. Für eine klare hierarchische Organisation, klare Unabhängigkeit und damit
ablehnend, äusserten sich die CVP, die EDU, die FDP, die SD, die SP, der Gemeinde-
schreiberverband, die Gemeinden der Bezirke Zurzach/Laufenburg, der Gewerkschaftsbund,
die Industrie- und Handelskammer und der Juristenverein. Sie befürworteten auch für die
3er Variante klar eine Oberstaatsanwaltschaft.

Der Regierungsrat gelangt heute zum Schluss, dass bei allen Varianten für die Sicherstel-
lung einer einheitlichen Arbeitsweise und Gesetzesanwendung eine Oberstaatsanwaltschaft
notwendig ist. 

4.3 Integration kantonale Staatsanwaltschaft (3er und 6er Variante)

Einzig der Gemeindeschreiberverband und die VAA äusserten sich eher zustimmend bezie-
hungsweise zustimmend zur Integration der kantonalen Staatsanwaltschaft in die Ober-
staatsanwaltschaft, da dadurch die Nutzung von Synergien und Know-how gut gewährleistet
sei. Alle anderen Parteien und Verbände/Organisationen äusserten sich eher ablehnend o-
der ablehnend, da Abgrenzungs- und Kompetenzprobleme absehbar seien und die Ober-
staatsanwaltschaft unabhängig von der kantonalen Staatsanwaltschaft sein sollte.

Der Regierungsrat verzichtet in der vorliegenden Botschaft auf eine organisatorische Integra-
tion der kantonalen Staatsanwaltschaft in die Oberstaatsanwaltschaft. Die Nachteile für die
Unabhängigkeit der Oberstaatsanwaltschaft beziehungsweise der kantonalen Staatsanwalt-
schaft sind grösser als die Synergien im Ressourcenbereich.

4.4 Anstellungsvoraussetzungen für Staatsanwältinnen und Staatsanwälte

Die BDP, die CVP, die EDU, die FDP, die Grünen, die Grünliberalen, die SP, der Anwalts-
verband, der Gemeindeschreiberverband, der Gewerkschaftsbund, der Juristenverein und
die VAA haben sich durchwegs zustimmend für die Anstellungsvoraussetzung des Anwalts-
patents für die Staatsanwältinnen und Staatsanwälte ausgesprochen. Eher zustimmend äus-
serten sich die Gemeinden der Bezirke Zurzach/Laufenburg, die Industrie- und Handels-
kammer und die Gemeindeammänner-Vereinigung, weil die Vertretung der Anklage und der
Verteidigung hinsichtlich Zulassung vor Gericht dieselben Voraussetzungen erfüllen sollten.
Die EVP und die SD schlagen vor, dass zwar jede Staatsanwaltschaft mindestens eine
Staatsanwältin oder einen Staatsanwalt mit Anwaltspatent aufweisen müsse, das Anwaltspa-
tent aber nicht Voraussetzung sein dürfe.

Der Regierungsrat hält in der Vorlage an den Grossen Rat an der Anstellungsvoraussetzung
des Anwaltspatents für Staatsanwälte und Staatsanwältinnen fest, unterbreitet jedoch eine
grosszügige Übergangslösung, die es den Bezirksamtmännern und deren Stellvertretungen
sowie grundsätzlich auch den Untersuchungsbeamtinnen und Untersuchungsbeamten er-
möglicht, zu Staatsanwältinnen oder Staatsanwälten ernannt zu werden.

4.5 Anstellungsvoraussetzungen für Untersuchungsbeamtinnen und Unter-
suchungsbeamte

Aufgrund der anspruchsvollen Aufgabe und der juristisch komplexen CH-StPO erachteten
die BDP, die Grünen, die Grünliberalen, die SD, der Anwaltsverband, der Gewerkschafts-
bund und die VAA das juristische Studium als Anstellungsvoraussetzung unabdingbar. Eher
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ablehnend oder ablehnend äusserten sich die CVP, die EDU, die EVP, die FDP, die SP, der
Gemeindeschreiberverband, die Gemeinden der Bezirke Zurzach/Laufenburg und die Ge-
meindeammänner-Vereinigung, da die Aufgaben einer Untersuchungsbeamtin oder eines
Untersuchungsbeamten auch von Nicht-Juristen ausgeführt werden könnten. Polizisten bei-
spielsweise hätten die entsprechende Erfahrung in Bezug auf Einvernahmen etc. in ihrer
Ausbildung mitbekommen.

Der Regierungsrat verzichtet in der Vorlage an den Grossen Rat auf die Anstellungsvoraus-
setzung des juristischen Studiums für Untersuchungsbeamtinnen und Untersuchungsbeam-
te. In der Regel sollen Untersuchungsbeamtinnen und Untersuchungsbeamten zwar über ein
juristisches Studium verfügen. Es sollen aber auch Personen mit grosser Erfahrung aus der
Strafverfolgung (zum Beispiel Polizistinnen und Polizisten) angestellt werden können.

4.6 Neuorganisation Bezirksverwaltungsaufgaben (3er und 6er Variante)

Die BDP, die EVP, die Grünen und der Gemeindeschreiberverband äusserten sich zustim-
mend, die FDP, die Grünliberalen, die SD und die SP eher zustimmend in Bezug auf die
Neuorganisation der Bezirksverwaltungsaufgaben. Sie erwarten, dass die Neuorganisation
eine Effizienzsteigerung bringen würde. Die CVP, die EDU, der Anwaltsverband, die Ge-
meinden der Bezirke Zurzach/Laufenburg und die Gemeindeammänner-Vereinigung lehnten
diese eher oder vollständig ab, da die Neuorganisation nicht nachvollziehbar sei. Durchwegs
abgelehnt wurde die Angliederung der Schlichtungsbehörden Miete- und Pachtsachen an die
Grundbuchämter.

Der Regierungsrat hält in der Vorlage an den Grossen Rat grundsätzlich an der vorgeschla-
genen Neuorganisation der Bezirksverwaltungsaufgaben fest. Für die Schlichtungsbehörden
Miete und Pacht ist neu die Angliederung an die Bezirksgerichte vorgesehen. Damit wird die
Stellung der Bezirksgerichte gestärkt.

4.7 Strafkompetenz des Einzelgerichts

Von nahezu allen Parteien und Verbänden/Organisationen wurde die Erhöhung der Straf-
kompetenz des Einzelgerichts (Freiheitsstrafen bis zu 2 Jahren) abgelehnt, da es allgemein
als sinnvoller angesehen wurde, wenn bei einer beantragten Strafe von mehr als 12 Monaten
das Gesamtgericht zu entscheiden hat und die Laienrichter somit regelmässiger zum Einsatz
kommen. Einzig die SD und der Anwaltsverband äusserten sich eher zustimmend bezie-
hungsweise zustimmend dazu.

Der Regierungsrat schlägt in der Botschaft an den Grossen Rat vor, auf eine Erhöhung der
Strafkompetenz des Einzelgerichts zu verzichten und diese bei 1 Jahr zu belassen.

4.8 Organisation des Zwangsmassnahmengerichts

Fast durchwegs wurde die Organisation des Zwangsmassnahmengerichts zustimmend und
eher zustimmend bewertet, da die erfahrenen Gerichtspräsidentinnen und Gerichtspräsiden-
ten eine Qualitätssicherung der Entscheide bewirken würden. Eher ablehnend äusserte sich
die EVP, da sie sich eine Spezialisierung einzelner Gerichtspräsidentinnen beziehungsweise
Gerichtspräsidenten vorstellen könne, die für das Zwangsmassnahmengericht bei Jugendli-
chen zuständig sein sollten.
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Der Regierungsrat hat die Organisation des Zwangsmassnahmengerichts gemäss Anhö-
rungsvorlage in die Botschaft an den Grossen Rat übernommen.

4.9 Anstellungsvoraussetzungen für Jugendanwältinnen und Jugendanwälte

Mehrheitlich wurde die Anstellungsvoraussetzung des Anwaltspatents positiv beurteilt, da
Jugendanwältinnen und Jugendanwälte auch Anklagen vor Gericht vertreten können müss-
ten. Jedoch sei zwingend das nötige Fachpersonal (zum Beispiel Sozialpädagogen) für die
nichtjuristische Arbeit zur Verfügung zu stellen. Ablehnend beziehungsweise eher ablehnend
äusserten sich die EVP, die Gemeinden der Bezirke Zurzach/Laufenburg und die Gemein-
deammänner-Vereinigung, da die soziale Ausbildung und Erfahrung für Jugendanwälte wich-
tiger sei als ein Anwaltspatent.

Nach nochmaliger Beurteilung verzichtet der Regierungsrat in der Botschaft an den Grossen
Rat auf die Voraussetzung des Anwaltspatents für Jugendanwältinnen und Jugendanwälte,
weil im Jugendstrafverfahren neben rechtlichen auch soziale und pädagogische Aspekte
wichtig sind. Juristinnen und Juristen, die sich in diesen Fachgebieten weitergebildet oder Er-
fahrungen gesammelt haben, sollen ebenfalls als Jugendanwältinnen und Jugendanwälte
angestellt werden können.

5. Wichtige Neuerungen im Erwachsenenstrafprozessrecht und die daraus abgelei-
teten Leitsätze

5.1 Einführung des Staatsanwaltschaftsmodells

Bisherige Organisation der Erwachsenenstrafverfolgung

Nach geltendem Recht leitet die Staatsanwaltschaft das polizeiliche Ermittlungsverfahren. In
der Praxis handelt die Polizei im Ermittlungsverfahren weitgehend selbstständig, das heisst
die Staatsanwaltschaft ist nicht am Ermittlungsverfahren beteiligt. Danach eröffnen das Be-
zirksamt beziehungsweise das kantonale Untersuchungsamt das Untersuchungsverfahren.
Nach Abschluss der Untersuchung wird das Dossier wieder der Staatsanwaltschaft zur An-
klageerhebung beziehungsweise Einstellung des Verfahrens übergeben. Diese Handwech-
sel im Verlauf des Vorverfahrens mit dem damit verbundenen zeitlichen Aufwand wird vom
Bundesgesetzgeber nebst der mangelhaften Einheitlichkeit bezüglich Schwerpunkten und
Qualität der Strafverfolgung als erheblicher Nachteil in der Strafverfolgung erachtet. Diese
Nachteile können sich durch den Umstand, dass die Untersuchungen im Kanton Aargau bis-
her von 12 verschiedenen Ämtern (11 Bezirksämter und kantonales Untersuchungsamt) ge-
führt werden, akzentuieren. Zudem führte die Mehrstufigkeit zu unklaren Abgrenzungen, in-
dem die Staatsanwaltschaft im Rahmen ihrer Aufsicht den an sich unabhängigen Untersu-
chungsrichterinnen und Untersuchungsrichtern Weisungen erteilen konnte.

Vorgaben der CH-StPO für die künftige Organisation

Die CH-StPO sieht die Einführung des sog. Staatsanwaltschaftsmodells vor. Damit leitet die
Staatsanwaltschaft das gesamte Vorverfahren bis zur allfälligen Überweisung an das erstin-
stanzliche Gericht durch Anklageerhebung beziehungsweise zur eventuellen Einstellung des
Verfahrens. Zur Eindämmung des noch verbleibenden Reibungspunkts bei der Dossierüber-
gabe von der Polizei an die Staatsanwaltschaft werden Letzterer im Vergleich zur heutigen
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Situation weitergehende Weisungsbefugnisse gegenüber der Polizei zugestanden. Die
Staatsanwaltschaft kann auch Verfahren bereits im Ermittlungsstadium an sich ziehen. Sie
hat einerseits weitgehende Kompetenzen und muss andererseits auch in der Lage sein, ihre
Fälle vor den Gerichten zu vertreten. Insbesondere der zweite Aspekt führt dazu, dass die
Staatsanwälte beziehungsweise Staatsanwältinnen über ein abgeschlossenes juristisches
Studium und auch über ein Anwaltspatent verfügen müssen.

Konkrete Umsetzung im Kanton Aargau

Das Bundesrecht lässt den Kantonen für die Umsetzung des Staatsanwaltschaftsmodells
einen relativ grossen Handlungsspielraum. Insbesondere können sie entscheiden,

− wie viele Staatsanwaltschaften sie für die Erwachsenenstrafverfolgung einsetzen,
− ob sie diese eher zentral oder dezentral organisieren,
− welche Verfahren zentral und welche dezentral durchgeführt werden,
− ob sie für Übertretungen eine spezielle Übertretungsstrafbehörde einsetzen,
− ob eine Oberstaatsanwaltschaft die Gesamtleitung der Staatsanwaltschaften wahrnimmt

oder
− über welche Ausbildungen Staatsanwältinnen und Staatsanwälte verfügen müssen.

Für den Entscheid über diese Fragen beziehungsweise die künftige Organisation der Er-
wachsenenstrafverfolgung im Aargau sind folgende Hauptkriterien massgebend:

− Zweckmässige Organisation: Die künftige Organisation muss gute Voraussetzungen für
die einheitliche Verfahrensleitung gemäss Staatsanwaltschaftsmodell schaffen. Sie muss
eine möglichst einheitliche Arbeitsweise und Rechtsanwendung der Staatsanwaltschaften
gewährleisten. Zudem muss sie möglichst gute Rahmenbedingungen für die Stellvertre-
tung, den Belastungsausgleich und eine gewisse Spezialisierung schaffen.

− Regionale Verankerung der Strafverfolgung: Im Interesse der Sicherheit im Kanton und
der Zusammenarbeit mit der ebenfalls dezentral organisierten Polizei müssen die Staats-
anwaltschaften dezentral organisiert sein.

− Zusätzlicher Ressourcenbedarf: Angesichts der vom Bundesrecht vorgegebenen komple-
xeren Verfahrensabläufe ist eine personelle Aufstockung der Strafverfolgungsbehörden
unumgänglich. Der zusätzliche Personalbedarf soll unter Berücksichtigung der übrigen
Kriterien möglichst tief gehalten werden.

− Perspektiven für das Personal: Allen bisherigen Mitarbeitenden im Bereich der Strafver-
folgung, namentlich denjenigen der Bezirksämter, können in der neuen Organisation inte-
ressante Stellen angeboten werden. Damit kann das sehr grosse Fachwissen und die
langjährige Erfahrung weiter eingebracht beziehungsweise genutzt werden.
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5.1.1 Antrag des Regierungsrats

Aufgrund dieser Kriterien schlägt der Regierungsrat folgende Lösung vor:

− Die Strafverfolgungsbehörden werden in 6 dezentrale Staatsanwaltschaften für die Bezir-
ke plus eine kantonal zuständige Einheit aufgeteilt.

− Die Staatsanwaltschaften für die Bezirke bearbeiten sämtliche Delikte (inklusive Übertre-
tungen), sofern diese nicht in die Zuständigkeit der kantonalen Staatsanwaltschaft fallen.

− Sofern es sich für eine optimale Führung und Zusammenarbeit als notwendig erweist,
kann für je 2 dezentrale Staatsanwaltschaften eine gemeinsame Leitung bestimmt wer-
den.

− Die kantonale Staatsanwaltschaft führt die Strafverfahren bei Wirtschaftsdelikten und in
Spezialfällen.

− Die Gesamtleitung der Strafverfolgung liegt bei der Oberstaatsanwaltschaft.

Vorgeschlagen wird die Aufteilung in sechs dezentrale Staatsanwaltschaften, welche jeweils
für 2 Bezirke beziehungsweise für den Bezirk Baden zuständig sind, und eine kantonale
Staatsanwaltschaft.

Die 6 Staatsanwaltschaften für die Bezirke mit der jeweiligen Geschäftslast (Zahlen Straffälle
2008) sind vor allem aus Gründen der Übereinstimmung mit den Polizeiregionen folgende:

− Aarau/Lenzburg (5'338/4'003 = 9'341)
− Zofingen/Kulm (5'099/1'843 = 6'942)
− Bremgarten/Muri (3'058/1'287 = 4'345)
− Rheinfelden/Laufenburg (2'871/2'134 = 5'005)
− Brugg/Zurzach (3'728/1'631 = 5'359)
− Baden (9'258)

Nachdem die Zuordnung der Bezirke zu den dezentralen Staatsanwaltschaften in der Ver-
nehmlassung zu keinen Bemerkungen Anlass gegeben hat, werden andere allenfalls denk-
bare Lösungen nicht weiterverfolgt.
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Die Zuordnung ist mit den 3 Polizeiregionen abgestimmt. Pro Polizeiregion bestehen 2 de-
zentrale Staatsanwaltschaften, was die Zusammenarbeit erleichtert.

Neben den Staatsanwaltschaften für die Bezirke besteht analog dem heutigen kantonalen
Untersuchungsamt eine spezialisierte kantonale Staatsanwaltschaft. Diese soll sich vor allem
um Verfahren betreffend Wirtschaftsdelikten und Spezialfällen, wie beispielsweise organisier-
ter Kriminalität, kümmern (vgl. § 2 Abs. 3 StPO). Von der im Anhörungsbericht vorgesehenen
Integration der kantonalen Staatsanwaltschaft in die Oberstaatsanwaltschaft wird aufgrund
der klaren Ablehnung in den Vernehmlassungen abgesehen.

Den Staatsanwaltschaften für die Bezirke und der kantonalen Staatsanwaltschaft stehen lei-
tende Staatsanwältinnen beziehungsweise leitende Staatsanwälte vor. Die Leitungen müs-
sen über eine juristische Ausbildung, ein Anwaltspatent, das Schweizerische Bürgerrecht
sowie eine ausreichende Führungserfahrung beziehungsweise Führungseignung verfügen.
Ihnen unterstellt sind eine gewisse Anzahl Staatsanwälte beziehungsweise Staatsanwältin-
nen, die ebenfalls eine juristische Ausbildung und ein Anwaltspatent vorweisen müssen.

Auf Anregung der Bezirksamtmänner soll die Möglichkeit geschaffen werden, für je 2 Staats-
anwaltschaften für die Bezirke eine gemeinsame Leitung einzusetzen, sofern sich dies für
eine optimale Führung und Zusammenarbeit (Stellvertretungen, Belastungsausgleich, Spezi-
alisierungen) als notwendig erweist. Auch im Fall von gemeinsamen Leitungen bleiben je-
doch 6 vollwertige Staatsanwaltschaften für die Bezirke bestehen.

Die Staatsanwaltschaften für die Bezirke sind für alle Delikte in ihren Bezirken zuständig, so-
fern diese nicht in den Zuständigkeitsbereich der kantonalen Staatsanwaltschaft fallen. Die
Oberstaatsanwaltschaft soll Weisungen erlassen, in denen die Verfahren näher umschrieben
werden, die der kantonalen Staatsanwaltschaft zugewiesen werden sollen. Die Zuweisung
erfolgt durch die Oberstaatsanwältin oder den Oberstaatsanwalt.

Auf separate Übertretungsstrafbehörden kann bei 6 dezentralen Staatsanwaltschaften ver-
zichtet werden. Die Übertretungen werden aus Effizienzgründen ebenfalls durch die Staats-
anwaltschaften für die Bezirke bearbeitet.

Die vorgeschlagene Umsetzung des Staatsanwaltschaftsmodells wirkt sich spürbar auf die
heutige Struktur der Strafverfolgungsbehörden aus. Heute sind die Staatsanwaltschaft und
das kantonale Untersuchungsamt zentral organisiert. Für Letzteres ist somit keine grundle-
gende Änderung vorgesehen. Die dezentrale Struktur der Strafuntersuchung mit 11 Bezirks-
beziehungsweise Untersuchungsämtern wird mit der Schaffung der Staatsanwaltschaften für
die Bezirke gestrafft.

Zu beachten ist dabei, dass die Bezirksämter bisher ihre Ressourcen neben der Hauptauf-
gabe der Strafverfolgung für die Erfüllung von sogenannten Bezirksverwaltungsaufgaben
(vor allem Miet-, Vormundschafts- und Sozialhilfewesen) einsetzen. Diese Verwaltungsauf-
gaben werden teilweise gänzlich wegfallen und teilweise anderen Behörden zugewiesen.

Für die detaillierten Regelungen betreffend die einzelnen Bezirksverwaltungsaufgaben kann
auf die Ausführungen unter Ziffer 7 verwiesen werden.
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Dem Personal der heutigen Bezirksämter können in der neuen Organisation Stellen mit inte-
ressanten Aufgaben angeboten werden. Für Mitarbeitende, welche die Anstellungsvoraus-
setzungen gemäss der neuen Gesetzgebung nicht erfüllen, sind grosszügige Überführungs-
lösungen vorgesehen, die ihnen gute Perspektiven geben (vgl. auch Ziffer 10.1). Insbeson-
dere können die Bezirksamtmänner und deren Stellvertretungen sowie grundsätzlich auch
die Untersuchungsbeamtinnen und Untersuchungsbeamten zu Staatsanwälten oder Staats-
anwältinnen ernannt werden.

Hinsichtlich des zusätzlichen Ressourcenbedarfs liegt die Lösung mit 6 dezentralen Staats-
anwaltschaften (+ 35 Stellen/+ 6,4 Millionen Franken pro Jahr) zwischen der 3er Variante
(+ 30 Stellen/+ 5,6 Millionen Franken pro Jahr) und der 11er Variante (+ 50 Stellen/+ 7,9 Mil-
lionen Franken pro Jahr). Der Mehrbedarf gegenüber der 3er Variante ist relativ gering.

Die vom Regierungsrat beantragte Variante entspricht somit den 4 genannten Kriterien opti-
mal. Insbesondere wird die regionale Verankerung der Strafverfolgung erhalten und langfris-
tig gestärkt.

Die Bildung von 6 regionalen Staatsanwaltschaften für die Bezirke ändert nichts an den straf-
rechtlichen Zuständigkeiten der 11 Bezirksgerichte. Die sechs Staatsanwaltschaften erheben
beim jeweils zuständigen Bezirksgericht Anklage. Zudem wird vorgeschlagen, die Schlich-
tungsbehörden für Miete und Pacht den Bezirksgerichten anzugliedern. Damit werden die
Bezirksgerichte gestärkt. Im Rahmen der Umsetzung des Kindes- und Erwachsenenschutz-
rechts wird zudem als eine der möglichen Varianten geprüft, die Bezirksgerichte als Kindes-
und Erwachsenenschutzbehörden einzusetzen. Damit könnten Synergien im Bereich des
Familienrechts genutzt werden.

5.1.2 3er Variante

Eine Lösung mit 3 regionalen Staatsanwaltschaften hat den Nachteil, dass die Verankerung
der Strafverfolgung in den gewachsenen Regionen des Kantons im Vergleich zur vorge-
schlagenen 6er Lösung deutlich geringer ist. Die drei Staatsanwaltschaften müssten wegen
der Zusammenarbeit mit den Regionenzentren der Kantonspolizei ihren Standort in Aarau,
Brugg und Baden haben. Der Regierungsrat lehnt daher die 3er Variante ab.
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5.1.3 11er Variante

Diese Lösung mit den 11 Bezirksämtern als dezentrale Staatsanwaltschaften hat vor allem in
organisatorischer Hinsicht verschiedene Nachteile, indem bestimmte Delikte dezentral in den
Bezirken und andere durch eine zentrale Staatsanwaltschaft bearbeitet würden. Die Abgren-
zung zwischen der dezentralen und zentralen Zuständigkeit durch einen entsprechenden De-
liktskatalog wäre in der Praxis schwierig. Zudem hätte diese Lösung auch organisatorisch
und führungsmässig wesentliche Nachteile (einheitliche Arbeitsweise und Gesetzesanwen-
dung, Spezialisierungen). Schliesslich wäre der Ressourcenbedarf höher als bei der vorge-
schlagenen 6er Lösung. Der Regierungsrat lehnt daher die 11er Variante ab.

5.2 Oberstaatsanwaltschaft

− Die Oberstaatsanwaltschaft wird mit einer leitenden Oberstaatsanwältin oder einem lei-
tenden Oberstaatsanwalt und 1–2 Oberstaatsanwältinnen oder Oberstaatsanwälten be-
setzt.

− Die Oberstaatsanwaltschaft erlässt die allgemeinen Weisungen für die Arbeit der Staats-
anwaltschaften für die Bezirke sowie für die kantonale Staatsanwaltschaft und übernimmt
die Aufsicht über den Geschäftsgang. Weiter entscheidet sie über innerkantonale Ge-
richtsstandskonflikte.

− Die Oberstaatsanwaltschaft hat in einzelnen Strafverfahren die gleichen Befugnisse wie
die kantonale Staatsanwaltschaft oder die Staatsanwaltschaften für die Bezirke. Sie kann
deshalb einzelne Strafverfahren an sich ziehen. Sie kann aber auch ein Strafverfahren
einer anderen Staatsanwaltschaft zuweisen, wenn die zuständige Staatsanwaltschaft ü-
berlastet ist oder aus anderen Gründen eine sach- und fristgerechte Erledigung gefährdet
ist.
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Das neue Bundesrecht lässt den Kantonen die Möglichkeit, eine sog. Ober- oder General-
staatsanwaltschaft einzuführen (Art. 14 Abs. 3 CH-StPO). Eine Oberstaatsanwaltschaft hat
von Gesetzes wegen folgende Aufgaben:

− Wenn eine Ober- oder Generalstaatsanwaltschaft vorgesehen ist, so entscheidet diese
über innerkantonale Gerichtsstandskonflikte, ansonsten die Beschwerdeinstanz (Art. 40
Abs. 1 CH-StPO).

− Die Kantone können vorsehen, dass Einstellungsverfügungen von der Ober- oder Gene-
ralstaatsanwaltschaft genehmigt werden müssen (Art. 322 Abs. 1 CH-StPO).

− Die Ober- oder Generalstaatsanwaltschaft kann Einsprache gegen einen Strafbefehl er-
heben (Art. 354 Abs. 1 lit. c CH-StPO).

− Wenn eine Ober- oder Generalstaatsanwaltschaft vorgesehen ist, so bestimmen die Kan-
tone, wer berechtigt ist, ein Rechtsmittel einzulegen (Art. 381 Abs. 2 CH-StPO).

Des Weiteren können der Ober- oder Generalstaatsanwaltschaft folgende weitere Aufgaben
zugewiesen werden:

− Erarbeiten von Richtlinien in der Strafzumessung und von Standards im Untersuchungs-
bereich

− Genehmigung der Nichtanhandnahme- und Einstellungsverfügungen
− Überprüfen von Einsprachen
− Überprüfen/Ergreifen von Rechtsmitteln
− Eigene Strafuntersuchungen in wichtigen Fällen
− Vertretung wichtiger Fälle (zum Beispiel Schaffung von Präjudizien) vor Gericht
− Interkantonale und internationale Rechtshilfe
− Bearbeiten von Aufsichtsbeschwerden
− Ressourcenzuteilung und Pendenzenkontrolle.

Die Oberstaatsanwaltschaft hat gegenüber den dezentralen Einheiten oberstaatsanwalt-
schaftliche Funktionen (Aufsicht, Weisungen). Sie besteht aus einer leitenden Oberstaats-
anwältin oder einem leitenden Oberstaatsanwalt und 1–2 Oberstaatsanwältinnen oder Ober-
staatsanwälten. Selbstredend verfügen diese über ein abgeschlossenes juristisches Studi-
um, ein Anwaltspatent, das Schweizerische Bürgerrecht und Führungserfahrung bezie-
hungsweise Führungseignung.

Die Oberstaatsanwaltschaft erlässt die allgemeinen Weisungen für die Arbeit der Staatsan-
waltschaften für die Bezirke sowie die kantonale Staatsanwaltschaft und übernimmt die Auf-
sicht über den Geschäftsgang. Insbesondere prüft sie die Verfügungen der Staatsanwalt-
schaften und das Ergreifen eines allfälligen Rechtsmittels.

Die Oberstaatsanwaltschaft hat in einzelnen Strafverfahren, falls sie diese an sich zieht, die
gleichen Befugnisse wie die kantonale Staatsanwaltschaft oder die Staatsanwaltschaften für
die Bezirke. Sie kann aber nicht nur einzelne Strafverfahren an sich ziehen, sondern auch
ein Strafverfahren einer anderen Staatsanwaltschaft zuweisen, wenn die zuständige Staats-
anwaltschaft überlastet ist oder aus anderen Gründen eine sach- und fristgerechte Erledi-
gung gefährdet ist.
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Der entscheidende Vorteil einer Oberstaatsanwaltschaft ist die Kontrolle der Arbeit und damit
verbunden die Sicherstellung der einheitlichen Rechtsanwendung der sechs Staatsanwalt-
schaften für die Bezirke.

Vergleich mit anderen Kantonen

Im Kanton St. Gallen leitet der 1. Staatsanwalt (zugleich Leiter des kantonalen Untersu-
chungsamts) die Staatsanwaltschaft im administrativen Sinn und steht der Konferenz der
Staatsanwälte vor. Die Konferenz sorgt für die einheitliche Rechtsanwendung und sachge-
rechte Aufgabenerfüllung.

Im Kanton Solothurn gibt es eine Oberstaatsanwaltschaft (bestehend aus dem Oberstaats-
anwalt und dessen Stellvertreterin). Diese hat die umfassende Leitung und Aufsicht über die
Staatsanwaltschaft, das heisst sie gibt in den konkreten Fällen Weisungen, kann diese an
sich ziehen und abschliessen. Ausserdem steht ausschliesslich ihr das Ergreifen von eidge-
nössischen Rechtsmitteln zu.

Die im Kanton Thurgau vorgesehene Generalstaatsanwaltschaft hat in erster Linie die Funk-
tion einer Geschäftsleitung, führt das Inkassowesen, die Opferhilfe und behandelt Spezialde-
likte. Die regionalen Staatsanwaltschaften sind nur administrativ unterstellt. Es sind keine
fachlichen Einflussmöglichkeiten vorgesehen.

Der Kanton Basel-Landschaft sieht vor, dass die 1. Staatsanwältin oder der 1. Staatsanwalt
die personelle und betriebliche Führung der Staatsanwaltschaft übernimmt. Die fachliche
Führung wird durch die Konferenz der Leitungen der Hauptabteilungen und der 1. Staatsan-
wältin oder dem 1. Staatsanwalt wahrgenommen.

Die Oberstaatsanwaltschaft des Kantons Zürich überwacht die Tätigkeit der Staatsanwalt-
schaft. Sie erlässt in Absprache mit der Konferenz der leitenden Staatsanwälte und Staats-
anwältinnen Weisungen und Strafmassempfehlungen. Sie übernimmt alle administrativen
Aufgaben, setzt die Schwerpunktsvorgaben des Regierungsrats um und erteilt Weisungen
genereller und konkreter Natur.

5.3 Aufsicht über die Staatsanwaltschaft

Die Oberstaatsanwaltschaft beaufsichtigt die Staatsanwaltschaften für die Bezirke sowie die
kantonale Staatsanwaltschaft in der Funktion als Strafverfolgungsbehörde. Die interne Auf-
sicht über die Staatsanwältinnen und Staatsanwälte der Bezirke erfolgt durch die jeweiligen
Leitungen.
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Die externe Aufsicht wird dem Regierungsrat übertragen. Sie umfasst insbesondere folgen-
de Aufgaben und Kompetenzen:

− Administrative Weisungen betreffend die Amtsführung der Staatsanwaltschaften
− Vorgaben betreffend Schwerpunkte
− Kontrolle des Geschäftsganges
− Entgegennahme der Jahresberichte
− Behandeln von Aufsichtsbeschwerden betreffend die Amtsführung
− Durchführen von Disziplinarverfahren gegen die Oberstaatsanwälte und die Staatsanwäl-

te
− Kompetenz zur Einsichtnahme in Verfahrensakten zur Behandlung von Aufsichtsbe-

schwerden und Durchführung von Disziplinarverfahren
− Kompetenz zur Beauftragung externer Experten für die Instruktion der Verfahren.

Art. 14 Abs. 5 CH-StPO verlangt von den Kantonen, dass sie die Aufsicht über ihre Strafbe-
hörden regeln.

Die Oberstaatsanwaltschaft beziehungsweise die leitende Oberstaatsanwältin oder der lei-
tende Oberstaatsanwalt übt Kraft ihres oder seines Amts die Aufsicht über die Staatsanwalt-
schaften für die Bezirke und über die kantonale Staatsanwaltschaft aus. Die behördeninterne
Aufsicht soll durch die Leitungen der einzelnen Behörden wahrgenommen werden.

Die externe Aufsicht über die Strafverfolgungsbehörden beinhaltet einzig die administrative
Aufsicht. Sie soll sicherstellen, dass die Behörden in der Lage sind, die ihnen übertragenen
Aufgaben korrekt zu erfüllen. Eine inhaltliche Kontrolle der Arbeit oder gar der Bearbeitung
einzelner Fälle ist ausgeschlossen. Diese hat durch die Oberstaatsanwaltschaft und die Jus-
tiz zu erfolgen. Diese externe Aufsichtsfunktion soll wie bis anhin ausschliesslich dem Regie-
rungsrat übertragen werden, weil die Strafverfolgungsbehörden – trotz des besonderen Auf-
gabenbereichs mit Schnittstellen zur Justiz – staats- beziehungsweise verfassungsrechtlich
einen Bestandteil der Verwaltung bilden und damit in diesem Bereich eine Verwaltungsbe-
hörde darstellen. Sie gehören damit zur Exekutive und eben gerade nicht zur Judikative.

Vor dem Hintergrund der besonderen Natur der zu erfüllenden Aufgabe (zum Beispiel Ent-
scheide über Einleitung, Durchführung oder Abschluss von Verfahren, sowie darüber, ob An-
klage erhoben oder ein Rechtsmittel ergriffen wird), haben die Strafverfolgungsbehörden
eine besondere Stellung innerhalb der Verwaltung. So unterstehen sie bei der Wahrneh-
mung dieser Aufgaben keinen Weisungen des Regierungsrats oder des zuständigen Depar-
tementsvorstehers beziehungsweise der zuständigen Departementsvorsteherin. Die Straf-
verfolgungsbehörden geniessen insofern eine für Verwaltungsbehörden atypische Unabhän-
gigkeit innerhalb der Exekutive. Es handelt sich dabei aber nicht um richterliche Unabhän-
gigkeit. Eine Aufteilung der externen Aufsicht zwischen der Exekutive und der Justiz ist
schliesslich nicht nur nicht sinnvoll, sondern würde, wie das Beispiel im Bund aufzeigt, zu
kaum lösbaren Abgrenzungsschwierigkeiten führen. Eine Delegation von Teilbereichen der
Aufsicht an das Departement Volkswirtschaft und Inneres ist möglich. Für die Wahrung der
Unabhängigkeit der Staatsanwaltschaften soll der Regierungsrat für die Instruktion von Auf-
sichts- und Disziplinarverfahren externe Experten beiziehen können.
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Vergleich mit anderen Kantonen

Im Kanton Zürich untersteht die Staatsanwaltschaft der Aufsicht der für das Justizwesen zu-
ständigen Direktion und der Oberaufsicht des Regierungsrats.

Im Kanton St. Gallen übt der Regierungsrat die Aufsicht über die gesetzmässige Organisati-
on und den ordnungsgemässen Geschäftsgang über die Strafverfolgungsbehörden aus. Die
Oberaufsicht obliegt dem Kantonsrat.

Auch im Kanton Solothurn untersteht die Staatsanwaltschaft beziehungsweise der Ober-
staatsanwalt der Aufsicht des Regierungsrats.

Im Kanton Basel-Landschaft wird die Aufsicht über die Staatsanwaltschaft dem Regierungs-
rat zugewiesen. Dieser nimmt die Aufsicht mittels einer Fachkommission wahr.

5.4 Zusammenarbeit Staatsanwaltschaft und Polizei

− Die Kriminalpolizei bleibt organisatorisch der Kantonspolizei zugeteilt.
− Die Staatsanwaltschaft hat die Verantwortung für das gesamte Vorverfahren. Daraus er-

geben sich folgende Kompetenzen:
− Die Oberstaatsanwaltschaft regelt nach Rücksprache mit der Leitung der Jugendan-

waltschaft die generelle Zusammenarbeit der Staatsanwaltschaft und der Kantonspoli-
zei mittels Weisungen und Reglementen. Die Kantonspolizei ist vorgängig anzuhören.

− Die verfahrensleitende Staatsanwältin und der verfahrensleitende Staatsanwalt haben
das Weisungsrecht im konkreten Strafverfahren.

− Der Regierungsrat soll Vorgaben betreffend Schwerpunkte der Kriminalitätsbekämpfung
durch die Polizei machen können.

Die Polizei untersteht bei ihrer Ermittlungstätigkeit der Aufsicht und den Weisungen der
Staatsanwaltschaft (Art. 15 Abs. 2 CH-StPO). Diese Bestimmung geht weiter als die bisheri-
ge Regelung in § 1 Abs. 2 StPO, wonach die gerichtliche Polizei unter der Leitung der
Staatsanwaltschaft ausgeübt wird. Auch wenn damit die Zusammenarbeit zwischen Staats-
anwaltschaft und Polizei enger und die Einflussmöglichkeiten der Staatsanwaltschaft auf die
Polizei grösser werden, soll die gerichtliche Polizei organisatorisch nicht der Staatsanwalt-
schaft angegliedert werden. Die Kriminalpolizei soll vielmehr weiterhin einen Teil der Kan-
tonspolizei bilden. Dies vor allem auch, weil nur so der für die Ermittlungstätigkeit wichtige
Zugriff auf die polizeilichen Datenbanken gewährleistet ist.

Die generelle Weisungsbefugnis ist der Oberstaatsanwaltschaft vorbehalten. Es sollte jedoch
eine Absprache mit der Leitung der Jugendanwaltschaft stattfinden, so dass nur durch die
spezifischen Aufgaben der jugendstrafrechtlichen Behörde begründete Abweichungen in den
Weisungen entstehen sollten. Diese Weisungen oder Reglemente sollen insbesondere
grundsätzliche Vorgaben enthalten über die Form und den Inhalt von Polizeirapporten und
über das wie und was der Abklärungen bei bestimmten Tatbeständen. Vor Erlass dieser ge-
nerellen Weisungen ist die Kantonspolizei als betroffene Behörde anzuhören. Daneben ha-
ben die fallführenden Staatsanwältinnen und Staatsanwälte die konkrete Weisungsbefugnis
gegenüber der Kantonspolizei, welche Arbeiten wann und wie erledigt werden müssen.
Um dem Regierungsrat eine gewisse Steuerungsmöglichkeit gegenüber den Strafverfol-
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gungsbehörden einzuräumen, soll er analog der Regelung im Kanton Zürich Vorgaben
betreffend Schwerpunkt der Kriminalitätsbekämpfung machen können. Diese Vorgaben sol-
len sich aber einzig an die Polizei richten. Zum einen kann nur vor Beginn eines Strafverfah-
rens tatsächlich entsprechender Einfluss ausgeübt werden. Bei der Polizei beginnt in der
Regel ein Strafverfahren, das dann von der nachfolgenden Staatsanwaltschaft weitergeführt
wird. Deshalb können auch nur bei der Polizei und nicht bei der Staatsanwaltschaft Schwer-
punktvorgaben gemacht werden. Zum anderen wird damit vermieden, dass die Exekutive in
unzulässiger Weise auf ein konkretes Strafverfahren Einfluss nehmen könnte. Da sich die
Vorgaben folglich in erster Linie bei der Polizei und dort im vorstrafprozessualen Bereich
auswirken, ist die Vorgabekompetenz des Regierungsrats im Polizeigesetz aufzunehmen.
Sollten sich aus den Weisungen der Staatsanwaltschaft beziehungsweise der Jugendan-
waltschaft und den Vorgaben des Regierungsrats Zielkonflikte für die Polizei ergeben, ent-
scheidet der Regierungsrat, welches öffentliche Interesse (öffentliche Sicherheit oder Straf-
verfolgung) Vorrang haben soll.

Vergleich mit anderen Kantonen

Es ist kein Kanton bekannt, der eine vollständige Einordnung der Kriminalpolizei in die
Staatsanwaltschaft vornimmt. Am weitesten geht hier der Kanton Basel-Stadt, der das Krimi-
nalkommissariat als eine der vier Abteilungen der Staatsanwaltschaft führt. Die polizeilichen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (mit Ausnahme der Kriminalkommissäre) sind administrativ
der Kantonspolizei angeschlossen und werden von dieser für die kriminalpolizeilichen Arbei-
ten der Staatsanwaltschaft zur Verfügung gestellt.

5.5 Verhältnis der Behörden im Erwachsenen- und Jugendstrafverfahren

− Die organisatorische Trennung der Behörden des Erwachsenen- und des Jugendstraf-
verfahrens wird beibehalten.

Das Bundesrecht stellt in Art. 11 JStPO den Grundsatz auf, dass Verfahren gegen Erwach-
sene und Jugendliche getrennt geführt werden. Dieser Grundsatz gilt bereits heute (vgl. §§ 7
und 8 DJStP). Zur Frage der getrennten oder vereinten Behördenorganisation der verschie-
denen Strafverfahren macht das Bundesrecht keine Vorgaben, sondern überlässt den Ent-
scheid hierüber den Kantonen (Art. 14 Abs. 2 CH-StPO und Art. 8 JStPO).

Das Erwachsenenstrafverfahren hat andere Ziele als das Jugendstrafverfahren. Bei Strafver-
fahren gegen Erwachsene geht es um die Ermittlung des Täters und dessen Bestrafung be-
ziehungsweise Behandlung. Beim Jugendstrafverfahren stehen dagegen der Schutz und die
Erziehung der Jugendlichen im Mittelpunkt. Damit ist eine Zusammenlegung der Erwachse-
nen- und Jugendstrafbehörden nicht sinnvoll. Vielmehr soll die bisherige Trennung beibehal-
ten werden. Dies umso mehr als die JStPO die Beibehaltung der Jugendanwaltschaft mit ih-
ren bisherigen Funktionen erlaubt.

Vergleich mit anderen Kantonen

Die Kantone Zürich, Solothurn und Thurgau trennen das Jugendstrafverfahren von demjeni-
gen der Erwachsenen. St. Gallen hingegen führt die Jugendanwaltschaft zusammen mit der
Staatsanwaltschaft.
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5.6 Einführung des Zwangsmassnahmengerichts

− Auf die Einführung eines zentralen Zwangsmassnahmengerichts wird verzichtet.
− Die Aufgaben des Zwangsmassnahmengerichts werden für das Erwachsenen- und Ju-

gendstrafverfahren von den Gerichtspräsidentinnen und Gerichtspräsidenten der Be-
zirksgerichte wahrgenommen.

− Die Zwangsmassnahmenrichterinnen und Zwangsmassnahmenrichter sind für den gan-
zen Kanton zuständig.

Als Gegenstück zur zentralen Stellung der Staatsanwaltschaft im Vorverfahren sieht das
Bundesrecht vor, dass die Anordnung von Untersuchungs- oder Sicherheitshaft und die An-
ordnung oder Genehmigung weiterer Zwangsmassnahmen im Strafverfahren einem
Zwangsmassnahmengericht obliegt (Art. 18 Abs. 1 CH-StPO). Folgende weiteren Zwangs-
massnahmen müssen vom Zwangsmassnahmengericht angeordnet werden:

− Anordnung der Spitaleinweisung zur Begutachtung (Art. 186 CH-StPO)
− Ersatzmassnahmen für Untersuchungs- oder Sicherheitshaft (Art. 237 ff. CH-StPO)
− Entsiegelung (Art. 248 Abs. 3 CH-StPO)
− Massenuntersuchungen zur DNA-Analyse (Art. 256 CH-StPO)
− Freigabe beschlagnahmter Gegenstände und Vermögenswerte (Art. 264 Abs. 3 i.V.m.

Art. 248 Abs. 3 CH-StPO)
− Anordnung der Friedensbürgschaft (Art. 373 CH-StPO)
− Überwachung von Bankbeziehungen (Art. 284 f. CH-StPO).

Der Genehmigung des Zwangsmassnahmengerichts unterliegen folgende Zwangsmass-
nahmen:

− Zusicherung der Anonymität von Zeugen (Art. 150 Abs. 2 CH-StPO)
− Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs (Art. 272 CH-StPO)
− Verzicht auf Mitteilung über Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs (Art. 279

Abs. 2 CH-StPO)
− Einsatz technischer Überwachungsgeräte (Art. 281 Abs. 4 i.V.m. Art. 272 CH-StPO)
− Anordnung der Überwachung von Bankbeziehungen (Art. 284 CH-StPO)
− Festlegung der Identität des verdeckten Ermittlers in Strafverfahren gegen ihn (Art. 288

CH-StPO)
− Einsatz verdeckter Ermittler (Art. 289 CH-StPO)
− Genehmigung der Mitteilungsverschiebung oder Mitteilungsunterlassung nach verdeckter

Ermittlung (Art. 298 CH-StPO).

Das Bundesrecht sieht des Weiteren vor, dass Mitglieder des Zwangsmassnahmengerichts
im gleichen Fall nicht als Sachrichterinnen oder Sachrichter tätig sein können (Art. 18 Abs. 2
CH-StPO).

Die Kantone können ein spezielles Zwangsmassnahmengericht für Jugendstrafverfahren
einrichten, doch sollen namentlich die kleineren Kantone für das Jugend- und das Erwach-
senenstrafverfahren dieselbe Behörde als zuständig bezeichnen können (Erläuterung zum
bundesrätlichen Entwurf vom 21. Dezember 2005, S. 6).
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Die Einrichtung eines zentralen Zwangsmassnahmengerichts hätte den Vorteil einer grossen
Spezialisierung. Allerdings birgt gerade die grosse Spezialisierung auch Gefahren. So könn-
te die Fixierung auf einen kleinen isolierten Teilaspekt des Strafverfahrens, ohne Blick auf
das ganze – insbesondere das gerichtliche – Verfahren, zu Leerläufen führen. Da die Tätig-
keit als Mitglied des Zwangsmassnahmengerichts längerfristig wenig Abwechslung und Her-
ausforderung bietet, wäre auch mit einer erheblichen Personalfluktuation und mit Rekrutie-
rungsschwierigkeiten zu rechnen. Angesichts dieser Nachteile wird vorgeschlagen, die Auf-
gaben des Zwangsmassnahmengerichts den Gerichtspräsidien der Bezirksgerichte zu über-
tragen. Dies hätte zudem den Vorteil, dass bestehende Infrastrukturen (mit moderaten Auf-
stockungen bei Gerichtsschreiberinnen und Gerichtsschreibern sowie Kanzleipersonal und
allenfalls auch Gerichtssälen) bereits zur Verfügung stehen und genutzt werden können.

Dabei soll das Zwangsmassnahmengericht aber nicht bezirksweise, sondern kantonal orga-
nisiert werden. So kann einerseits die bundesrechtliche Vorgabe der Trennung zwischen
Zwangsmassnahmenrichterin beziehungsweise Zwangsmassnahmenrichter und Sachrichte-
rin beziehungsweise Sachrichter erfüllt werden. Andererseits sollte damit, insbesondere un-
ter Berücksichtigung der geplanten Aufstockung des Personals bei den Bezirksgerichten,
auch der erforderliche Pikettdienst in einem vertretbaren Ausmass auf die betroffenen Ge-
richtspräsidien verteilt werden können. In diesem Zusammenhang ist ferner darauf hinzuwei-
sen, dass bei einer entsprechend koordinierten Antragsstellung durch die Staatsanwaltschaft
zumindest die Wochenend- beziehungsweise Sonntagseinsätze der Zwangsmassnahmen-
gerichte auf ein Minimum beschränkt werden können.

Auf eine Trennung zwischen Zwangsmassnahmengerichten für Erwachsene und Jugendli-
che soll verzichtet werden. Zum einen wird es wohl nicht viele Fälle im Jugendstrafverfahren
geben. Zum anderen stellen sich hierbei mit Ausnahme der Frage der Haftverlängerung kei-
ne jugendspezifischen Fragen und in diesem Bereich macht der Bundesgesetzgeber bereits
ausreichende Vorschriften. Hinzu kommt noch, dass viele der Bezirksgerichtspräsidien auch
als Jugendgerichtspräsidien amten und deshalb auch über genügend Erfahrung mit straffälli-
gen Jugendlichen verfügen.

Vergleich mit anderen Kantonen

Im Kanton Solothurn wurde ein spezielles Haftgericht eingerichtet.

Im Kanton Zürich amten die Einzelrichterinnen und Einzelrichter der Bezirksgerichte als Haft-
richterinnen und Haftrichter.

Im Kanton St. Gallen übernimmt diese Funktion ein hauptamtliches oder fest angestelltes
nebenamtliches Mitglied der Kreisgerichte.

5.7 Mediation im Erwachsenenstrafrecht

In Art. 317 des bundesrätlichen Entwurfs der CH-StPO war die für die Kantone verbindliche
Einführung eines formellen Mediationsverfahrens vorgesehen. Dieses wurde im Verlauf der
parlamentarischen Beratung gestrichen. Somit fehlt die Rechtsgrundlage im Bundesrecht,
um im kantonalen Einführungsgesetz Regelungen über die Mediation aufnehmen zu können.
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Dementsprechend können die Postulate Eichenberger und Leimbacher (vgl. vorne Ziffer 2.3)
nicht umgesetzt werden. Der Grosse Rat hat deshalb die beiden Vorstösse mit dem Jahres-
bericht 2008 abgeschrieben.

6. Wichtige Neuerungen im Jugendstrafprozessrecht und die daraus abgeleiteten
Leitsätze

6.1 Jugendanwaltschaftsmodell

− Im Jugendstrafverfahren wird das Jugendanwaltschaftsmodell beibehalten und auf die
Einführung des Jugendrichtermodells verzichtet.

− Wegfall der Schulpflegen als Jugendstrafbehörde.
− Die Jugendanwaltschaft bleibt zentral organisiert.

Die JStPO sieht vor, dass die Kantone wählen können, ob sie Jugendrichterinnen bezie-
hungsweise Jugendrichter oder Jugendanwältinnen beziehungsweise Jugendanwälte als Un-
tersuchungsbehörden im Jugendstrafverfahren vorsehen wollen (Art. 6 Abs. 2). Die beiden
Modelle unterscheiden sich im Verfahren vor dem Jugendgericht. Beim Jugendrichtermodell
ist die Jugendrichterin beziehungsweise der Jugendrichter auch Mitglied des Jugendgerichts
(Art. 6 Abs. 2 JStPO). Deshalb kann sie oder er den Straffall nicht vor dem Jugendgericht
vertreten, sondern muss die Sache zur Anklageerhebung an eine Jugendstaatsanwaltschaft
überweisen (Art. 21 JStPO). Beim Jugendanwaltschaftsmodell hingegen ist die Jugendan-
wältin oder der Jugendanwalt nicht Mitglied des Jugendgerichts und kann folglich die Ankla-
ge selber vor diesem vertreten. Dieses Modell hat somit gegenüber dem Jugendrichtermo-
dell den grossen Vorteil, dass es zwischen der Strafuntersuchung und der Anklage vor dem
Jugendgericht nicht zu einem Handwechsel kommt. Es ermöglicht mit dem Verzicht auf die
Schaffung einer zusätzlichen Behörde (Jugendstaatsanwaltschaft), die nur im gerichtlichen
Verfahren zum Einsatz kommt, eine schlankere Behördenstruktur. Es entspricht damit auch
dem im Erwachsenenstrafprozessrecht vorgesehenen Staatsanwaltschaftsmodell. Da dieses
einfachere und sachgerechtere Modell zudem der geltenden Organisation der aargauischen
Jugendstrafrechtspflege entspricht, wird vorgeschlagen, diese Organisation beizubehalten.

Die JStPO sieht als Untersuchungsbehörde einzig noch die Jugendrichterinnen beziehungs-
weise Jugendrichter oder aber die Jugendanwältinnen beziehungsweise Jugendanwälte vor.
Weitere Untersuchungsbehörden sind im Bereich der Jugendstrafrechtspflege nicht mehr
möglich (Art. 6 Abs. 2). Folglich müssen die nach geltendem Recht in der Jugendstrafrechts-
pflege tätigen Schulpflegen (§ 13 StPO) von dieser Aufgabe entbunden werden. Mit dem
Wegfall der Schulpflegen als Behörde der Jugendstrafrechtspflege wächst die Arbeitslast bei
der Jugendanwaltschaft erheblich an. Diese Behörde ist deshalb personell aufzustocken.

Trotz der Aufstockung der Jugendanwaltschaft soll diese weiterhin zentral organisiert blei-
ben. Nur so können vernünftige Stellvertretungen gesichert, die Arbeitslast sinnvoll verteilt
und der personelle Mehrbedarf, vor allem auch im administrativen Bereich, tief gehalten wer-
den. Ausserdem garantiert die zentrale Jugendanwaltschaft in Aarau auch eine für die betrof-
fenen Jugendlichen gute Erreichbarkeit mit öffentlichen Verkehrsmitteln.
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6.2 Oberjugendanwaltschaft

− Auf die Einrichtung einer Oberjugendanwaltschaft wird verzichtet.
− Deren gesetzlich vorgesehenen oder zusätzlich möglichen Aufgaben werden von der Lei-

tung der Jugendanwaltschaft wahrgenommen.

Das neue Bundesrecht lässt den Kantonen die Möglichkeit, eine sog. Ober- oder Generalju-
gendanwaltschaft einzuführen (Art. 8 Abs. 3 JStPO). Diese hätte gestützt auf Art. 22 JStPO
dieselben Kompetenzen wie die Ober- oder Generalstaatsanwaltschaft im Erwachsenen-
strafrecht. Es kann hierfür auf die entsprechenden Ausführungen verwiesen werden (vgl.
vorne Ziffer 5.2)

Auf die Einführung einer Oberjugendanwaltschaft soll verzichtet werden, da die Jugendan-
waltschaft zentral organisiert bleibt und die Einheitlichkeit der Praxis gewährt wird. Zudem ist
die Zahl von künftig 9 Jugendanwältinnen und Jugendanwälten, inklusive Leitung, über-
schaubar, so dass sich ein übergeordnetes Organ nicht aufdrängt. Schliesslich würde die
Einsetzung einer Oberjugendanwaltschaft dazu führen, dass eine Art Zweistufigkeit des Vor-
verfahrens, welche es bisher auch nach geltendem Recht nicht gegeben hat, entstehen wür-
de. Es würde mithin zu einem Rückschritt in Sachen schlankere Organisation führen.

6.3 Aufsicht über die Jugendanwaltschaft

− Die Leitung der Jugendanwaltschaft übt die interne Aufsicht über die Jugendanwältinnen
und Jugendanwälte aus.

− Die externe Aufsicht wird dem Regierungsrat übertragen. Sie umfasst insbesondere fol-
gende Aufgaben und Kompetenzen:
− Administrative Weisungen betreffend die Amtsführung der Jugendanwaltschaft
− Vorgaben betreffend Schwerpunkte
− Kontrolle des Geschäftsganges
− Entgegennahme der Jahresberichte
− Behandeln von Aufsichtsbeschwerden betreffend die Amtsführung
− Durchführen von Disziplinarverfahren gegen die Leitung der Jugendanwaltschaft
− Kompetenz zur Einsichtnahme in Verfahrensakten zur Behandlung von Aufsichtsbe-

schwerden und Durchführung von Disziplinarverfahren

− Kompetenz zur Beauftragung externer Experten für die Instruktion der Verfahren.

Art. 14 Abs. 5 CH-StPO verlangt von den Kantonen, dass sie die Aufsicht über ihre Strafbe-
hörden regeln. Es kann diesbezüglich auf die obigen Ausführungen unter Ziffer 5.3 verwie-
sen werden.
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6.4 Zusammenarbeit Jugendanwaltschaft und Polizei

− Die Kriminalpolizei bleibt organisatorisch der Kantonspolizei zugeteilt.
− Die Jugendanwaltschaft hat die Verantwortung für das gesamte Vorverfahren. Daraus

ergeben sich folgende Kompetenzen:
− Die Leitung der Jugendanwaltschaft regelt nach Rücksprache mit der Oberstaatsan-

waltschaft die generelle Zusammenarbeit der Jugendanwaltschaft und der Kantonspo-
lizei mittels Weisungen und Reglementen. Die Kantonspolizei ist vorgängig anzuhö-
ren.

− Die verfahrensleitende Jugendanwältin und der verfahrensleitende Jugendanwalt ha-
ben das Weisungsrecht im konkreten Strafverfahren.

− Der Regierungsrat soll Vorgaben betreffend Schwerpunkte der Kriminalitätsbekämpfung
durch die Polizei machen können.

Es kann auf die obigen Ausführungen unter Ziffer 5.4 verwiesen werden.

6.5 Einführung des Zwangsmassnahmengerichts

− Auf die Einführung eines zentralen Zwangsmassnahmengerichts wird verzichtet.
− Die Aufgaben des Zwangsmassnahmengerichts werden für das Erwachsenen- und Ju-

gendstrafverfahren von den Gerichtspräsidentinnen und Gerichtspräsidenten der Be-
zirksgerichte wahrgenommen.

− Die Zwangsmassnahmenrichterinnen und Zwangsmassnahmenrichter sind für den gan-
zen Kanton zuständig.

Neu sieht auch das Jugendstrafprozessgesetz die Schaffung eines Zwangsmassnahmenge-
richts vor (Art. 7 Abs. 1 lit. a JStPO). Dieses hat, mit den nachfolgend aufgeführten Ausnah-
men, grundsätzlich dieselben Kompetenzen wie das Zwangsmassnahmengericht im Er-
wachsenenstrafrecht (Art. 26 f. JStPO): Untersuchungshaft bis sieben Tage, vorsorgliche
Schutzmassnahmen gemäss Art. 12–15 JStG und Beobachtung gemäss Art. 9 JStG werden
von der Jugendstrafuntersuchungsbehörde angeordnet.

Im Übrigen kann auf die obigen Ausführungen unter Ziffer 5.6 verwiesen werden.

6.6 Information anderer Behörden, der Opfer und der Öffentlichkeit

In der Vorlage für die 1. Beratung wird in § 13 des Entwurfs zum EG JStPO die bisherige
Regelung betreffend die Information der sorgeberechtigten Personen und der Behörden
durch die Jugendanwaltschaft über Strafverfahren gegen Jugendliche übernommen. Im Hin-
blick auf die 2. Beratung werden die Pflicht und die Möglichkeiten der Jugendanwaltschaft,
andere Behörden (Schul-, Vormundschafts- und Sozialbehörden, Polizeiorgane etc.), die Op-
fer und ihre Angehörigen sowie die Öffentlichkeit zu informieren, einer vertieften Prüfung un-
terzogen. Je nach Ergebnis wird in der Vorlage für die 2. Beratung eine Anpassung von § 13
vorgeschlagen.
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7. Bezirksverwaltungsaufgaben

7.1 Einleitender Überblick

Der Umfang der Bezirksverwaltungsaufgaben hat sich in den vergangenen Jahren erheblich
reduziert. Desgleichen ist auch deren Bedeutung zurückgegangen. Demgegenüber waren
die Bezirksämter früher unter anderem durch die durchzuführenden Kanzleiinspektionen in
den Gemeinden stark präsent. Heute findet ein Zusammenwirken mit den Gemeinden haupt-
sächlich nur noch im Sozialhilfe- und Vormundschaftswesen sowie im Bereich Wahlen und
Abstimmungen statt, wobei auch diese Tätigkeitsgebiete an Stellenwert eingebüsst haben.
Wie ein Blick in die Zukunft zeigt, sind zahlreiche der heute noch wahrgenommenen Bezirks-
verwaltungsaufgaben von bereits laufenden oder in wenigen Jahren eintretenden Verände-
rungen betroffen (vgl. nachfolgend Ziffer 7.2). Diese Entwicklungen haben zur Folge, dass
sich der Personalbedarf für die Bezirksverwaltung bis in wenigen Jahren erheblich reduziert. 
 
Bei den im Zuge der Umsetzung der CH-StPO aufzubauenden 6 Staatsanwaltschaften
(vgl. vorne Ziffer 5.1) handelt es sich um Organe der Strafrechtspflege. Ihre Tätigkeit als
Strafverfolgungsbehörden zielt auf die Verwirklichung des materiellen und formellen Straf-
rechts. Damit sie die ihnen zugewiesenen Aufgaben optimal erfüllen können, müssen sie
sich auf die Tätigkeit der Strafverfolgung konzentrieren können. Wie ein Fremdkörper würde
es erscheinen, wenn diesen spezialisierten Behörden zusätzlich Aufgaben der Bezirksver-
waltung übertragen würden. Nachdem bei den Bezirksämtern die Hauptaufgabe der Strafver-
folgung (vgl. nachfolgend Ziffer 7.2) wegfallen wird, ist es unumgänglich, die Aufgabenerfül-
lung im Bereich der Bezirksverwaltung neu zu organisieren.

Langfristig keinen Sinn machen würde es, allein für die verbleibenden Bezirksverwaltungs-
aufgaben der Bezirksämter die bestehende Organisationsstruktur mit 11 Amtsstellen auf-
rechtzuerhalten. Die einzelnen Einheiten wären als Folge eines massiv zu reduzierenden
Personalbestands zu klein, um die Aufgaben kundenfreundlich und effizient erfüllen zu kön-
nen. Zu beachten ist zudem noch Folgendes: Das Spektrum der heute wahrgenommenen
Aufgaben im Bereich der Bezirksverwaltung ist sehr breit. Die Zuweisung der unterschied-
lichsten Funktionen aus den verschiedensten Rechtsgebieten an die Bezirksämter lässt sich
aber nur historisch erklären. Die einzelnen Tätigkeitsfelder weisen untereinander sachlich
überhaupt keinen Zusammenhang auf.

Vor diesem Hintergrund schlägt der Regierungsrat vor, die verbleibenden Verwaltungsauf-
gaben der Bezirksämter anderen geeigneten Stellen zu übertragen oder teilweise ganz dar-
auf zu verzichten. Mit der vorgesehenen Reorganisation kann eine klare Trennung der Auf-
gabenerfüllung im Bereich der Bezirksverwaltung von derjenigen im Bereich der Strafverfol-
gung erreicht werden. Diese Entflechtung ist auch deshalb sinnvoll, weil sich der Umfang der
Bezirksverwaltung in der Vergangenheit laufend vermindert hat und keine neuen Aufgaben
hinzugekommen sind. Mit der vorgeschlagenen Abkoppelung der heutigen Strafverfolgung
von der Bezirksverwaltung und deren Zuweisung je an spezialisierte Stellen soll dieser Pro-
zess gezielt abgeschlossen werden. Die vorgeschlagene Neuorganisation der Bezirksverwal-
tungsaufgaben hat für die Bevölkerung keine negativen Folgen.
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In der Anhörung stimmte eine Mehrheit der Parteien und Verbände den vorgeschlagenen
Lösungen zur Reorganisation der Bezirksverwaltungsaufgaben zu. Einzig die organisatori-
sche Angliederung der Mietschlichtungsstellen bei den Grundbuchämtern wurde grossmehr-
heitlich abgelehnt.

7.2 Bezirksverwaltung: gestern – heute – morgen

Aufgaben und Personalressourcen im Überblick

Nachfolgend werden die Aufgaben und Personalressourcen der 11 Bezirksämter im Über-
blick dargestellt. Die Aufteilung von 80 % für Strafverfolgung/Strafvollzug und 20 % für die
Bezirksverwaltungsaufgaben beruht auf einer Erhebung der Bezirksamtmänner im Jahr 2006
auf der Basis der Statistik 2005.

Bereiche Personalaufwand Aufgaben

Strafverfolgung/
Strafvollzug

80 % = 69,40 Stel-
len

Strafuntersuchungen und Strafbefehlswesen

20 % = 17,30 Stel-
len

Im Einzelnen:

ca. 4,80 Stellen Vormundschaftswesen (v. a. Aufsicht über die Vormund-
schaftsbehörden u. fürsorgerische Freiheitsentziehung
[FFE])

ca. 3,20 Stellen Sozialhilfewesen (Beschwerden gegen Entscheide Ge-
meinden)

ca. 5,00 Stellen Schlichtungswesen Miete und Pacht

Bezirksverwaltung

ca. 4,30 Stellen Übrige Aufgaben:

− Wahlen und Abstimmungen (ca. 1,80)

− Jagd- und Fischereiwesen (ca. 0,50)

− Inpflichtnahme Gemeinderäte (ca. 0,15)

− Fundbüro (ca. 0,15)

− gewerbepolizeiliche Bewilligungen (ca. 0,10)

− Publikationen, Gesetzesauflage (ca. 0,30)

− Repräsentationen, Besuch bei den Hundertjährigen
(ca. 0,60)

− Weiteres
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Seit der Erhebung im Jahr 2006 hat sich die Anzahl der bearbeiteten Dossiers gesamthaft
betrachtet nicht wesentlich verändert2). In einzelnen Gebieten zeichnet sich aber ein Anstieg
der zu behandelnden Fälle ab (Mietschlichtungswesen) beziehungsweise haben sich die
Eingänge in den letzten Jahren auf relativ hohem Niveau stabilisiert (Sozialhilfebeschwer-
den).

Zusätzlich ist zu beachten, dass vor allem die Bezirksamtmänner und ihre Stellvertreter für
die Erfüllung der Bezirksverwaltungsaufgaben und namentlich im Schlichtungswesen Miete
und Pacht in grösserem Umfang Leistungen erbringen, die in der Statistik nicht erfasst sind.
In der Übergangsphase 2011/12 sind deshalb für die Bewältigung der Bezirksverwaltungs-
aufgaben zusätzliche Personalkapazitäten erforderlich, die mit den vorgesehenen Projekt-
stellen abgedeckt werden sollen (vgl. Ziffer 9.3).

Bisherige Entwicklung der Bezirksverwaltungsaufgaben

Der Bereich der Bezirksverwaltung hat in der Vergangenheit laufend an Bedeutung und Um-
fang verloren, was die nachfolgende Tabelle aufzeigt:

Aufgaben Bisherige Entwicklung

Gemeindeaufsicht/Kanzleiinspektionen Übertragung auf die Gemeindeabteilung (Departement
Volkswirtschaft und Inneres)

Wahlen und Abstimmungen Die Staatskanzlei hat als Folge des Einsatzes von mo-
dernen Informatiklösungen mehr und mehr Aufgaben von
den Bezirksämtern übernommen und die Verfahrensab-
läufe standardisiert. So wird den Bezirksämtern bei-
spielsweise bei Grossrats- und Bezirkswahlen das Wahl-
programm mit den Namen der Kandidierenden zur Verfü-
gung gestellt, währenddem sie früher diese Wahlen zu
einem grossen Teil autonom durchgeführt haben. Des
Weiteren hat die Staatskanzlei schon seit einigen Jahren
die Publikation im Vorverfahren und nach der Wahl über-
nommen.

Bewilligungen von Sammlungen für
wohltätige Zwecke

Wegfall seit 1. Januar 2008

Bewilligungen für Tombolas mit einer
Plansumme bis Fr. 20'000.– 

Wegfall seit 23. Juni 2008

Feuerwehrrapporte archivieren Verzicht (Praxisänderung Aarg. Versicherungsamt)

Betreibungen gegen Gemeinden Übertragung an das Konkursamt

Verfügungen gegen Hundehalter Übertragung an den kantonalen Veterinärdienst (Depar-
tement Gesundheit und Soziales)

2) Vergleich Neueingänge 2005–2008:
Schlichtungswesen Miete und Pacht: 2005: 1'069; 2006: 1'138; 2007: 1'294; 2008: 1'387
Sozialhilfebeschwerden: 2005: 227; 2006: 225; 2007: 212; 2008: 199
Vormundschaftsbeschwerden: 2005: 130; 2006: 117; 2007: 139; 2008: 152
Fürsorgerische Freiheitsentziehung: 2005: 115; 2006: 121; 2007: 110; 2008: 126
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Aufgaben Bisherige Entwicklung

Beglaubigungen von Zivilstandsdo-
kumenten

Übertragung an das Pass- und Patentamt, Justizabteilung
(Departement Volkswirtschaft und Inneres)

Waffenerwerb Übertragung an das Polizeikommando

diverse Inpflichtnahmen Übertragung an den Gemeinderat oder andere Behörden

Adoptionswesen Übertragung an die Sektion Bürgerrecht und Personen-
stand, Justizabteilung (Departement Volkswirtschaft und
Inneres)

Auch was die Funktion der Bezirksamtmänner als Regierungsvertreter im Bezirk anbelangt,
kommt dieser heute aus folgenden Gründen keine grosse praktische Bedeutung mehr zu:

− Gegenüber den Gemeinden hat sich die Stellung des Bezirksamtmannes mit dem Wegfall
der Kanzleiinspektionen erheblich verändert. Die Bezirksämter haben heute nur noch in
den Bereichen Vormundschaft und Sozialhilfewesen Aufsichtsfunktionen gegenüber den
Gemeinden beziehungsweise sind Beschwerdeinstanz entsprechender Verfügungen.
Daneben nimmt der Bezirksamtmann die Mitglieder des Gemeinderats in Pflicht und hat
gewisse Aufgaben im Bereich Wahlen und Abstimmungen.

− Die Gemeinden sind heute durch das KKG (Kontaktgremium Kanton-Gemeinden) in ein
dichtes Netzwerk mit dem Kanton eingebettet. Im KKG sind seitens der Gemeinden die
Präsidien der Gemeindeammänner-Vereinigung, des Gemeindeschreiberverbands und
der Finanzfachleute Aargauer Gemeinden und seitens des Kantons eine Delegation des
Regierungsrats samt Mitarbeitenden der Verwaltung vertreten. Die Gemeinden werden
zudem bei Projekten frühzeitig in Fachausschüsse einbezogen, um gemeinsame Lösun-
gen zu erarbeiten (sog. Projekt-Fachausschüsse). Zudem besteht pro Departement ein
permanenter Departement-Fachausschuss.

− Konkrete Einsätze der Bezirksamtmänner im Auftrag des Regierungsrats in den Bezirken
zur Kommunikation oder Unterstützung von regierungsrätlichen Absichten oder Vorhaben
sind nicht bekannt.

Zukünftige Entwicklungen der Bezirksverwaltungsaufgaben

Unabhängig von der Umsetzung der CH-StPO werden verschiedene Umfeldentwicklungen
zur Neuorganisation von Aufgaben der Bezirksverwaltung führen. Der Personalbedarf für die
verbleibenden Bezirksverwaltungsaufgaben wird sich dadurch in wenigen Jahren auf ge-
samthaft rund 10 Stellen für den ganzen Kanton reduzieren. Ins Gewicht fallen insbesondere
die Totalrevision des Vormundschaftsrechts sowie Veränderungen im Bereich von Wahlen
und Abstimmungen.
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Aufgaben Umfeldentwicklung und Fazit

Vormundschaftswesen/FFE vgl. Ausführungen unten im Anschluss an die Tabelle, Wegfall

Wahlen und Abstimmungen vgl. Ausführungen unten im Anschluss an die Tabelle, weitgehende
Aufgabenübertragung an die Staatskanzlei

Auflage von Gesetzessamm-
lungen am Bezirkshauptort

Diese Dienstleistung besitzt heute angesichts der im Internet
verfügbaren Datensammlungen und der hohen Computerdichte
in der Bevölkerung keine Relevanz mehr.

Jagd In der laufenden Revision des aargauischen Jagdrechts ist vor-
gesehen, den Bezirksämtern anders als bisher keine spezifisch
jagdrechtlichen Vollzugsaufgaben mehr zuzuweisen.

Fundbüro Vom Grossen Rat wurde im Rahmen des Projekts Gemeinde-
reform beschlossen, den Gemeinden die Führung der Fundbüros
zu übertragen. Eine entsprechende Gesetzesänderung soll auf
den 1. Januar 2010 in Kraft treten. Bereits heute erfüllen viele
Gemeinden beziehungsweise Gemeinde- oder Regionalpolizeien
Teile dieser Aufgabe.

Hundehaltung Die Zuständigkeit der Bezirksämter, tierärztliche Untersuchun-
gen von Hunden anzuordnen, ist aufgrund der geltenden Tier-
schutzgesetzgebung bereits heute faktisch überholt. Entspre-
chende Verfügungen werden einzig vom kantonalen Veterinär-
dienst erlassen, was bei der laufenden Totalrevision des Hun-
desgesetzes Berücksichtigung findet.

Inpflichtnahme urkundsbe-
rechtigter Gemeindeschreiber

Bei der Totalrevision des Notariatsrechts ist vorgesehen, dass
öffentliche Beurkundungen nur noch von Notaren vorgenommen
werden. Diese Aufgabe der Bezirksämter wird wegfallen.

Das künftige Vormundschaftsrecht schreibt zwingend vor, dass anstelle des Gemeinderats
als Vormundschaftsbehörde neu Fachbehörden als Kindes- und Erwachsenenschutzbehör-
den eingesetzt werden müssen (vgl. zum revidierten Bundesrecht BBl 2009 141 ff.). Ebenso
wird die Zuständigkeit für die Anordnung des fürsorgerischen Freiheitsentzugs (FFE) bezie-
hungsweise der künftigen fürsorgerischen Unterbringung neu für Personen jeden Alters bei
der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde konzentriert. Das neue Vormundschaftsrecht
wird voraussichtlich auf den 1. Januar 2013 in Kraft treten. Es wird im aargauischen Umset-
zungsprojekt zur Schaffung der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden festzulegen sein,
wem die Aufgaben dieser neuen Fachbehörden übertragen werden sollen. Denkbar ist wei-
terhin eine kommunale (zum Beispiel durch Verbandslösungen) oder neu auch eine kantona-
le Zuständigkeit (zum Beispiel regionale Verwaltungsbehörden oder Bezirksgerichte). Derzeit
ist es noch zu früh, um Aussagen zur konkreten Organisation dieser Stellen machen zu kön-
nen. Insbesondere ist auch noch offen, ob sie auf Gemeinde-, Bezirks- oder Regionsebene
organisiert werden.
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Was die heutigen Aufgabengebiete der Bezirksämter im Bereich des Vormundschaftswesens
anbelangt, stehen jedoch ungeachtet der künftigen Lösung folgende Veränderungen an:

− Die künftigen Fachbehörden werden für sämtliche Entscheide im Kindes- und Erwachse-
nenschutz erstinstanzlich zuständig sein. Dies hat für die Bezirksämter markante Auswir-
kungen, denn nach geltendem Recht obliegen ihnen bestimmte vormundschaftliche Auf-
gaben, insbesondere die Anordnung des fürsorgerischen Freiheitsentzugs und gewisse
zustimmungsbedürftige Geschäfte. Dies ist nach neuem Bundesrecht nicht mehr zulässig.
Bei den Bezirksämtern werden damit gewichtige Funktionen aus dem angestammten Auf-
gabenkreis entfallen.

− Weil die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden Fachbehörden sind, ist künftig neben
dem Obergericht als Aufsichts- und Rechtsmittelinstanz eine untere Aufsichtsbehörde ü-
ber die Erwachsenen- und Kindesschutzbehörden nicht notwendig. Sollten trotzdem zwei
gerichtliche Rechtsmittelinstanzen vorgesehen werden, kämen die Bezirksämter nicht als
untere Beschwerdebehörde in Frage, da gemäss Botschaft zum neuen Vormundschafts-
recht dafür nur Organe vorgesehen werden können, die den Anforderungen nach Art. 6
Abs. 1 EMRK entsprechen.

Einschneidende Aufgabenverschiebungen stehen des Weiteren im Bereich von Wahlen und
Abstimmungen mit der Einführung von elektronischen Mitteln bei der Stimmabgabe im Zuge
der Umsetzung von "Vote électronique (E-Voting)" an. Auch die Ergebnisse der Grossrats-
wahlen werden nicht mehr bezirksweise, sondern gesamtkantonal durch die Staatskanzlei
ermittelt. Gleichzeitig sind von der Staatskanzlei bereits verschiedene bisher von den Be-
zirksämtern wahrgenommene Aufgaben übernommen worden, insbesondere was die Vorbe-
reitung und die Resultatermittlung betrifft. Die nächsten kantonalen Majorz- und Proporzge-
samterneuerungswahlen (voraussichtlich im Herbst 2012) wird die Staatskanzlei deshalb fak-
tisch bereits ohne Einbezug der Bezirksämter als Schnittstellen durchführen. Bei der Durch-
führung von Wahlen und Abstimmungen ist somit eine weitgehende Aufgabenkonzentration
bei der Staatskanzlei aufgrund sachlicher Eckwerte und rechtlicher Vorgaben vorgegeben.

7.3 Neuorganisation der Bezirksverwaltungsaufgaben

7.3.1 Überblick

Die nachfolgende Tabelle zeigt, welche Bezirksverwaltungsaufgaben bei der vorgeschlage-
nen Konzentration der Strafverfolgung bei sechs Staatsanwaltschaften neu organisiert wer-
den müssen. Wie im Einzelnen nachfolgend dargelegt wird, kann für jede der verbleibenden
Aufgaben im Bereich der Bezirksverwaltung eine sachgerechte und zweckmässige Lösung
gefunden werden.
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Regelungsstufe Thema Neuorganisation

Gesetz Wahlen und Abstimmungen Staatskanzlei und Gemeindeabteilung
(Departement Volkswirtschaft und Inne-
res)

Auflage von Gesetzessammlungen Verzicht

Inpflichtnahme Gemeinderäte Departement Volkswirtschaft und Inne-
res

Sozialhilfebeschwerden Departement Gesundheit und Soziales

Schlichtungswesen Miete und
Pacht

Bezirksweise Aufgabenerfüllung; orga-
nisatorische Angliederung bei den Be-
zirksgerichten

Verordnung Leichenpässe Zivilstandsämter

Fischereiwesen (Freianglerkarten) Departement Bau, Verkehr und Umwelt

Bewilligungen für Lottoveranstal-
tungen mit einer Plansumme unter
Fr. 20'000.–

Departement Finanzen und Ressourcen
(bewilligt bereits heute Lottoveranstal-
tungen mit einer Plansumme über
Fr. 20'000.–) 

Für die Aufhebung der Bezirksämter ist eine Revision der Kantonsverfassung erforderlich
(§§ 61 Abs. 1 lit. g und 102 KV). Für die Neuorganisation der Bezirksverwaltungsaufgaben
sind zudem mehrere Gesetze zu ändern. Die detaillierte Kommentierung der einzelnen Be-
stimmungen findet sich in der Beilage 3, Ziffer 2.3.

Zum besseren Verständnis werden die notwendigen Gesetzesänderungen nach Themen
gegliedert abgehandelt.

7.3.2 Wahlen und Abstimmungen

Art und Umfang der im Bereich von Wahlen und Abstimmungen von den Bezirksämtern
wahrgenommenen Aufgaben unterscheiden sich, je nachdem, ob es sich um eidgenössische
beziehungsweise kantonale Volksabstimmungen und Wahlen, um Kreis- und Bezirkswahlen
oder um kommunale Wahlen und Abstimmungen handelt.

Eidgenössische beziehungsweise kantonale Wahlen und Abstimmungen

Heutige Lösung

Bei Abstimmungen auf Kantonsebene beziehungsweise bei eidgenössischen und kantonalen
Wahlen (Nationalrat, Ständerat, Grosser Rat, Regierungsrat) üben die Bezirksämter weitge-
hend nunmehr eine Sammel- und Weiterleitungsfunktion zwischen den Gemeinden und der
Staatskanzlei aus. Konkret tragen sie die Resultate der Gemeinden des eigenen Bezirks zu-
sammen, erstellen einen Zusammenzug der Ergebnisse und leiten diesen weiter an die
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Staatskanzlei. Letztere ermittelt in der Folge das Gesamtergebnis für den Kanton. Des Wei-
teren sind die Bezirksämter für die bezirksweise Weiterleitung der Wahl- und Abstimmungs-
protokolle an die Staatskanzlei besorgt.

Vorgeschlagene Lösung

Eine Zwischenschaltung der Bezirksämter als "Sammelstelle" für die von den Gemeinden
übermittelten Wahl- und Abstimmungsresultate sowie für die Protokolle ist entbehrlich. Diese
Aufgaben können ohne weiteres bei der Staatskanzlei gebündelt werden. Dies erscheint
auch im Hinblick auf die vor kurzem eingeführte Wahlmethodik "Doppelter Pukelsheim" ge-
boten, da die Ergebnisse der Grossratswahlen gesamtkantonal ermittelt werden.

Durchführung von Bezirks- und Kreiswahlen

Heutige Lösung

Bezirks- und Kreiswahlen werden von den Bezirksämtern über weite Strecken federführend
betreut. Allgemein sind sie für die Vorbereitung und Durchführung der Wahlen zuständig. Un-
ter anderem nehmen sie auch die Anmeldungen der Kandidaturen entgegen (§ 32 Abs. 3
des Gesetzes über die politischen Rechte [GPR] vom 10. März 1992). Wiederum ermitteln
die Bezirksämter das Wahlergebnis des Bezirkes beziehungsweise des Kreises und leiten
dieses an die für die Genehmigung zuständige Stelle – derzeit: das Departement Volkswirt-
schaft und Inneres – weiter. Ihnen kommt zusätzlich die Aufgabe zu, die Publikation der Er-
gebnisse zu veranlassen (§ 26 GPR). Auch hier zeichnete sich aber in den letzten Jahren in
koordinativer Hinsicht eine deutliche Aufgabenverschiebung von den Bezirksämtern zur
Staatskanzlei ab. So erhalten erstere bereits heute das Wahlprogramm mit den Namen der
Kandidierenden von der Staatskanzlei übermittelt.

Bei Kreiswahlen obliegt dem jeweils zuständigen Bezirksamtmann ferner die Ziehung des
Loses, sofern mehrere Kandidierende die gleiche Stimmenzahl erreicht haben (§ 34 Abs. 2
lit. c GPR). Stehen während einer Amtsperiode für die Behörden der Kreise Ersatzwahlen
an, sind es die Bezirksämter, die diese gemäss § 13 Ziffer 2 lit. a GPR anordnen.

Vorgeschlagene Lösung

Die heutigen Aufgaben der Bezirksämter bei der Organisation von Bezirks- und Kreiswahlen
sollen dem kantonalen Wahlbüro übertragen werden. Desgleichen wird vorgeschlagen, die
Veröffentlichung der angemeldeten Kandidaturen und der Resultate künftig von der Staats-
kanzlei vornehmen zu lassen. Eine entsprechende Praxis hat sich seit den Gesamterneue-
rungswahlen im Jahr 2004 ohnehin etabliert. Durch eine solche Aufgabenkonzentration bei
der Staatskanzlei können Synergieeffekte genutzt, Kräfte gebündelt und die Abläufe verein-
facht werden. Dies drängt sich nicht zuletzt auch im Hinblick auf die Einheitlichkeit bei der
Durchführung von Wahlen und Abstimmungen auf.

Analog zu den Bezirkswahlen ist es sachgerecht, künftig die Losziehung bei Kreiswahlen bei
gleicher Stimmenzahl an den Vorsteher des Departements Volkswirtschaft und Inneres zu
delegieren. Die Kompetenz zur Anordnung von Ersatzwahlen auf Kreisebene soll auf das
Departement Volkswirtschaft und Inneres übergehen, da dadurch die Prozesse optimal auf-
einander abgestimmt werden können.
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Bestimmung des Vorsitzes des Wahlbüros (Gemeinderatswahlen)

Heutige Lösung

Bei den Gemeinderatswahlen steht die Friedensrichterin oder der Friedensrichter bezie-
hungsweise die Statthalterin oder der Statthalter dem kommunalen Wahlbüro beziehungs-
weise der Gemeindeversammlung vor, welche die Gemeindeexekutive zu wählen hat. Sind
die genannten Personen an der Ausübung ihres Amts verhindert, kommt dem zuständigen
Bezirksamt die Aufgabe zu, die Friedensrichterin oder den Friedensrichter beziehungsweise
die Statthalterin oder den Statthalter eines anderen Kreises als Vorsitzende oder Vorsitzen-
den des Wahlbüros zu bestimmen (§ 9 Abs. 3 GPR).

Vorgeschlagene Lösung

Anstelle des Bezirksamts soll es künftig dem zuständigen Departement obliegen, die Frie-
densrichterin beziehungsweise den Friedensrichter oder die Statthalterin beziehungsweise
den Statthalter eines anderen Kreises zu bezeichnen, wenn diese beziehungsweise dieser
an der Ausübung des Amts verhindert sein sollte.

Anordnung von Ersatzwahlen für Gemeinderäte, Prüfung von Demissionsgesuchen
der kommunalen Behörden

Heutige Lösung

Gemäss § 13 Ziffer 2 lit. b GPR ordnen die Bezirksämter die Ersatzwahlen für die Gemeinde-
räte an, wenn es während der Amtsperiode zu einem Rücktritt kommt. In der Praxis prüfen
sie zudem sämtliche Demissionsgesuche von Mitgliedern der kommunalen Behörden
(Schulpflege, Finanzkommission).

Vorgeschlagene Lösung

Zweckmässig ist es, wenn künftig die Demissionsgesuche von Mitgliedern der kommunalen
Behörden während einer laufenden Amtsperiode dem Departement Volkswirtschaft und In-
neres beziehungsweise der Gemeindeabteilung zur Prüfung vorgelegt werden. Bereits heute
reichen nämlich auch die Gemeinderäte ihre Rücktrittsgesuche während der Amtsperiode bei
der Gemeindeabteilung ein (vgl. § 36 Abs. 1 i.V.m. § 25 lit. d GPR). Der vorliegende Vor-
schlag ermöglicht eine Vereinheitlichung der Abläufe bei Demissionen auf kommunaler Ebe-
ne.

Analog dazu sollen Ersatzwahlen für die Gemeindeexekutive künftig ebenfalls vom zuständi-
gen Fachdepartement (Departement Volkswirtschaft und Inneres) beziehungsweise der Ge-
meindeabteilung angeordnet werden.

Protokollgenehmigung

Heutige Lösung

Die Bezirksämter sind heute für die Genehmigung von Protokollen bei im Verbandsgebiet
eines Gemeindeverbands durchgeführten Wahlen und Abstimmungen sowie bei Urnenab-
stimmungen und Wahlen auf Gemeindeebene (Gemeinderat, Schulpflege, Stimmenzähler,
Kommissionen) zuständig (§ 25 lit. d GPR).
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Vorgeschlagene Lösung

Eine rechnerische Überprüfung der Ergebnisse ist heutzutage nicht mehr erforderlich, da die-
se vom eingesetzten EDV-Programm automatisch vorgenommen wird. Ob die Wahl- und
Stimmzettel von den Gemeinden allesamt korrekt erfasst, das heisst, ob sie zu Recht oder
allenfalls zu Unrecht als gültig erklärt worden sind, wird heute nicht nachgeprüft. Eine flä-
chendeckende kantonsweite Untersuchung dieser Vorgänge würde als eigentliches Miss-
trauensvotum gegenüber den kommunalen Wahlbüros wahrgenommen, und wäre auch als
völlig unverhältnismässig einzustufen. Da zudem von vornherein eine geringe Möglichkeit
besteht, die angesprochenen Mängel aufzudecken, erscheint es angezeigt, auf die heutige
generelle Genehmigung von Protokollen bei Wahlen und Abstimmungen im Sinne von § 25
lit. c und lit. d GPR zu verzichten. Als Begleitmassnahme wird vorgeschlagen, dem Depar-
tement Volkswirtschaft und Inneres neu die Möglichkeit einzuräumen, mittels einzelner Stich-
proben die Resultatermittlung in den Gemeinden zu überprüfen.

Die Grünliberale Partei vertritt in ihrer Vernehmlassung die Auffassung, es sollten sämtliche
Wahlen und Abstimmungen geprüft werden. In der Praxis werden heute das Vorliegen der
korrekten Wahlanmeldungsformulare mit den Unterschriften, die Wahlannahmeerklärung und
die richtige Interpretation des Wahlprotokolls kontrolliert. Dabei können allfällige substanziel-
le Mängel kaum erkannt werden. Der Aufbau von standardisierten und gegenüber von heute
ausgeweiteten Nachkontrollen sämtlicher Wahlergebnisse in den Gemeinden würde nach
Ansicht des Regierungsrats die personellen und finanziellen Ressourcen des Kantons über-
steigen. Es wird daher am Vorschlag festgehalten, von den heutigen Genehmigungen der
Wahlprotokolle von kommunalen Wahlen abzusehen.

Auswirkungen

Die Aufgabenverlagerungen von den Bezirksämtern zur Staatskanzlei im Bereich von Wah-
len und Abstimmungen führt zu neuen Abläufen und wird eine Reorganisation des kantona-
len Wahlbüros zur Folge haben. Diese steht jedoch unabhängig vom vorliegenden Projekt
zwingend aufgrund des für 2010 geplanten kantonalen Projektstarts von "E-Voting" an. Es
ist mit einem zusätzlichen Ressourcenbedarf von 1,5 Stellen (Fr. 238'000.– inklusive Ge-
meinkostenzuschlag) zu rechnen. Der zusätzliche Sachaufwand beläuft sich auf rund
Fr. 50'000.–. 
 
Durch die Übernahme von bisherigen Aufgaben der Bezirksämter fällt auch beim Departe-
ment Volkswirtschaft und Inneres beziehungsweise der Gemeindeabteilung ein zusätzlicher
Aufwand an. Insbesondere wird eine Datenbank aufzubauen sein, in welcher die amtieren-
den Mitglieder der Gemeindekommissionen und allfällige Demissionen erfasst werden. Diese
neuen Funktionen lösen einen zusätzlichen Ressourcenbedarf von maximal 0,6 Stellen
(Fr. 72'800.– inklusive Gemeinkostenzuschlag) aus. Für den Aufbau der erwähnten Daten-
bank wird für ein Jahr lang eine 10 %-Stelle benötigt (Fr. 14'000.– inklusive Gemeinkosten-
zuschlag). Der entsprechende Sachaufwand wird mit rund Fr. 20'000.– veranschlagt.

Für die Gemeinden und die Bezirksparteien (Anmeldeverfahren) fallen Änderungen insofern
an, als sie inskünftig bei den Wahlen und Abstimmungen direkt mit der Staatskanzlei zu ver-
kehren haben.
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7.3.3 Auflage von eidgenössischen und kantonalen Gesetzessammlungen

Heutige Lösung

Nach § 11 Abs. 1 lit. a und lit. b des Gesetzes über die Gesetzessammlungen und das Amts-
blatt (Publikationsgesetz; PuG) vom 30. August 1994 kann jede Person auf den Bezirksäm-
tern die Amtliche und die Systematische Sammlung des Bundesrechts sowie den vollständi-
gen Text ausserordentlich bekannt gemachter Bundeserlasse, die in der Amtlichen Samm-
lung noch nicht veröffentlicht wurden, einsehen beziehungsweise allenfalls beziehen. Des
Weiteren liegen bei den Bezirksämtern auch die Aargauische Gesetzessammlung und die
Systematische Sammlung des Aargauischen Rechts zur Einsichtnahme für die Bevölkerung
auf (§ 11 Abs. 1 lit. c PuG).

Vorgeschlagene Lösung

Die Gesetzessammlungen des Bundes und der Kantone sind heute im Internet abrufbar. An-
gesichts der in der Schweiz bestehenden hohen Computerdichte mit Internet-Zugang ist es
nicht mehr erforderlich, die erwähnten Gesetzessammlungen zur Einsichtnahme der Bevöl-
kerung auf den Bezirksämtern bereit zu halten. So erstaunt es denn auch nicht, dass in den
letzten Jahren dieses Angebot der Bezirksämter von den Bürgerinnen und Bürger nicht in
Anspruch genommen wurde. Abgesehen davon erlaubt es § 11 Abs. 1 und Abs. 3 PuG oh-
nehin jeder Person, die Gesetzessammlungen bei der Staatskanzlei einzusehen. Es kann
daher ohne Verlust auf die Auflage der Gesetzessammlungen bei den Bezirksämtern ver-
zichtet werden.

Auswirkungen

Da die eingangs erwähnte Regelung zur Auflage der Gesetzessammlungen bei den Bezirks-
ämtern bereits heute "toter Buchstabe" ist, hat die geplante Änderung keine Auswirkungen
auf die Bevölkerung.

7.3.4 Inpflichtnahme der Gemeinderäte

Heutige Lösung

Die Inpflichtnahme von Gemeindeammann, Vizeammann und Gemeinderäten erfolgt heute
durch den jeweils zuständigen Bezirksamtmann (§ 35 Abs. 1 des Gesetzes über die Einwoh-
nergemeinden [Gemeindegesetz] vom 19. Dezember 1978). Bei Gesamterneuerungswahlen
nimmt der Bezirksamtmann alle neuen Mitglieder des Gemeinderats der Gemeinden seines
Bezirks im Rahmen einer feierlichen Amtseinsetzung in Pflicht.

Des Weiteren werden die Bezirksämter neben dem Regierungsrat und den Departementen
als Aufsichtsbehörde über die Gemeinden, Gemeindeverbände und andere Körperschaften
des öffentlichen Rechts bezeichnet (§ 100 Abs. 2 Gemeindegesetz). Heute erstrecken sich
die Aufsichts- und Rechtsmittelfunktionen der Bezirksämter gegenüber den Gemeinden nur
noch auf das Vormundschafts- und Sozialwesen.
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Vorgeschlagene Lösung

Einem feierlichen Akt, im Rahmen dessen die Mitglieder der Gemeindeexekutive geloben,
sich für das Gemeinwohl einsetzen zu wollen, kommt grosse Symbolkraft zu. Inpflichtnah-
men sind auch in der heutigen Zeit nach wie vor aktuell (vgl. auch § 74 KV). Künftig sollen
die Inpflichtnahmen der Gemeinderäte vom Vorsteher des Departements Volkswirtschaft und
Inneres vorgenommen werden. Traditionsgemäss finden die erwähnten elf Festakte bereits
heute in Anwesenheit der genannten Person statt. Wie bis anhin sollen die entsprechenden
Veranstaltungen dezentral durchgeführt und von der Gemeindeabteilung organisiert werden.

Auswirkungen

Beim Departement Volkswirtschaft und Inneres beziehungsweise dessen Vorsteher werden
die geplanten Änderungen nur zu einem marginalen und damit nicht kostenrelevanten Mehr-
aufwand führen.

7.3.5 Sozialhilfewesen (Sozialhilfebeschwerden)

Heutige Lösung

Gemäss geltender Rechtslage ist das Sozialhilfewesen (inklusive Alimentenbevorschussung,
Elternschaftsbeihilfe und Rückerstattungen) grundsätzlich Sache der Gemeinden. Entschei-
de der Gemeinden, das heisst des Gemeinderats oder der von diesem eingesetzten Sozial-
kommission, können heute bei den Bezirksämtern angefochten werden, mit Weiterzugsmög-
lichkeit an das Verwaltungsgericht (§ 58 Abs. 1 und Abs. 2 des Gesetzes über die öffentliche
Sozialhilfe und die soziale Prävention [Sozialhilfe- und Präventionsgesetz, SPG] vom 6. März
2001). Es fallen rund 200 bis 230 Beschwerden pro Jahr an.

Vorgeschlagene Lösung

Angesichts des sachlichen Bezugs zu den Tätigkeitsgebieten des Departements Gesundheit
und Soziales (DGS) ist es sinnvoll, diesem die künftige Bearbeitung von Sozialhilfebe-
schwerden zu übertragen. Der Vollzug des Sozialhilfegesetzes gehört zu den heutigen
Kernaufgaben des kantonalen Sozialdiensts (KSD, Sektion Öffentliche Sozialhilfe). Letzterer
übt in sozialhilferechtlichen Angelegenheiten bereits heute umfangreiche Funktionen aus
(vgl. § 42 Abs. 1 SPG). Durch die vorgeschlagene Neuordnung in diesem Bereich können
auch die heute bestehenden Parallelstrukturen bei der Beratung der Gemeinden abgebaut
werden.

Die vorgeschlagene Aufgabenübertragung lehnt die CVP in ihrer Vernehmlassung ab. Zur
Begründung wird vorgebracht, eine Zentralisierung bei der Bearbeitung von Sozialhilfebe-
schwerden komme angesichts der sich auf hohem Niveau etablierenden Fallzahlen und der
Komplexität der zu bearbeitenden Fragestellungen nicht in Frage. Die in diesem Bereich ge-
stiegenen Anforderungen legen es nach Auffassung des Regierungsrats gerade nahe, die
Sozialhilfebeschwerden durch Spezialistinnen und Spezialisten der Zentralverwaltung beur-
teilen zu lassen. Dadurch kann auch eine weitgehende Einheitlichkeit bei der Rechtspre-
chung im ganzen Kanton gewährleistet werden. Zudem wird aufgrund der grösseren Distanz
zu den Gemeinden die Unbefangenheit bei der Entscheidfindung optimal sichergestellt.
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Auswirkungen

Das Departement Gesundheit und Soziales sieht vor, eine Sektion mit 4 Mitarbeitenden (in-
klusive Teamleitung) zu schaffen, welche die Behandlung der Sozialhilfebeschwerden über-
nehmen wird. Dies ist zwar gegenüber dem gegenwärtigen Personalbedarf bei den Bezirks-
ämtern eine Steigerung. Angesichts der Entwicklung der vergangenen Jahre ist jedoch wei-
terhin mit relativ hohen Fallzahlen zu rechnen. Die Personalkosten würden sich jährlich auf
Fr. 700'000.– (inklusive Gemeinkostenzuschlag) belaufen. Für die vorgängige detaillierte
Planung des vorgesehenen Zuständigkeitswechsels werden zusätzliche personelle Ressour-
cen in der Grössenordnung einer 30 %-Stelle benötigt (Fr. 65'333.– inklusive Gemeinkosten-
zuschlag).

Für die Bevölkerung und die Gemeinden spielt es grundsätzlich keine Rolle, ob eine dezen-
trale oder eine zentrale Verwaltungsstruktur ihre Sozialhilfeentscheide als Rechtsmittelin-
stanz überprüft. Die Nähe der Bezirksämter zu den Gemeinden und den Beschwerdeführen-
den, wie sie bisher bestand, hat nur in Einzelfällen eine Lösungsfindung vereinfacht.

7.3.6 Schlichtungswesen Miete und Pacht

Heutige Lösung

Die Schlichtungsbehörden im Mietwesen sind administrativ den Bezirksämtern angegliedert
(§ 1 der Vollziehungsverordnung zum Bundesgesetz über die Änderung des Obligationen-
rechts [Miete und Pacht] vom 25. Juni 1990; nachfolgend: VVO Miete und Pacht). Ihnen ge-
hören je 3–5 Vertreterinnen oder Vertreter der Vermieter- und der Mieterschaft an. Der Vor-
sitz hat der Bezirksamtmann, seine Stellvertreterin beziehungsweise sein Stellvertreter oder
eine vom Departement Volkswirtschaft und Inneres gewählte Mitarbeiterin beziehungsweise
ein gewählter Mitarbeiter des Bezirksamts inne (§ 2 VVO Miete und Pacht).

Reicht eine Partei ein Schlichtungsbegehren ein, findet eine Schlichtungsverhandlung vor
der Schlichtungsbehörde statt. Letztere versucht dabei, eine Einigung zwischen den Parteien
herbeizuführen (§ 8bis VVO Miete und Pacht). Kommt eine solche nicht zustande, stellt die
Schlichtungsbehörde die Nichteinigung fest beziehungsweise fällt in den vom Gesetz vorge-
sehenen Fällen einen Entscheid (§ 16 Abs. 1 und Abs. 4 VVO Miete und Pacht). Daneben
umfasst das Tätigkeitsgebiet der Bezirksämter auch die unentgeltliche Rechtsberatung der
Mieterinnen und Mieter sowie der Vermieterinnen und Vermieter.

Vorgeschlagene Lösung

Die Anhörungsvorlage sah vor, die Schlichtungsbehörden in Miet- und Pachtsachen organi-
satorisch bei den Grundbuchämtern anzugliedern. Bei der Mehrheit der sich an der Ver-
nehmlassung beteiligenden Parteien und Verbände ist dieser Vorschlag auf Kritik gestossen.
Bemängelt wird dabei vor allem, dass ein ausreichender sachlicher Konnex zu den genann-
ten Amtsstellen nicht bestehe und sich die Lösung als nicht praktikabel beziehungsweise
kundenunfreundlich erweise. Zahlreiche Vernehmlassungsteilnehmende (SP, FDP, Aargaui-
scher Anwaltsverband, Aargauische Industrie- und Handelskammer, Gewerkschaftsbund)
regen dabei an, die Mietschlichtungsstellen den Bezirksgerichten beziehungsweise Ge-
richtspräsidien zuzuweisen.



- 43 -

Angesichts der vorwiegend negativen Rückmeldungen und gestützt auf eine nochmalige
Prüfung dieses Themenbereichs kommt der Regierungsrat auf seinen in der Anhörungsvor-
lage präsentierten Lösungsvorschlag zurück.

Der Regierungsrat schlägt daher in der vorliegenden Botschaft vor, die Schlichtungsstellen
für Miete und Pacht den Bezirksgerichten anzugliedern. Bei den Schlichtungsbehörden im
Mietwesen handelt es sich um richterliche Behörden im weiteren Sinne, weshalb von vorn-
herein eine Nähe zur Justiz besteht. Die bestehenden 11 Bezirksgerichte verfügen unbestrit-
tenermassen über das erforderliche Fachwissen in diesen Rechtsgebieten. Aufgrund ihrer
Erfahrungen insbesondere im Zusammenhang mit arbeitsrechtlichen Verfahren sind die an
den Bezirksgerichten tätigen Personen bestens in der Lage, auch in Miet- und Pachtstreitig-
keiten zu vermitteln und in den vom Gesetz vorgesehenen Fällen einen Entscheid zu fällen.
Damit können die Aufgaben der Schlichtungsbehörden in Miet- und Pachtsachen wie bis an-
hin dezentral und kundennah erfüllt werden. Jeder der 11 Bezirke wird weiterhin über eine
eigene Schlichtungsstelle im Mietwesen verfügen. Die Justizbehörden haben sich mit der
vorgesehenen Übertragung der Aufgaben im Miet- und Pachtwesen einverstanden erklärt.

Für die VVO Miete und Pacht gibt es gemäss geltender Rechtslage keine kantonale gesetzli-
che Grundlage. Letztere soll im Rahmen des vorliegenden Projekts nachträglich geschaffen
werden. Die Schlichtungsbehörden in Miet- und Pachtsachen werden heute auf Bundesebe-
ne in den Art. 274 ff. des Obligationenrechts (OR) geregelt. Aufgrund des sachlichen Zu-
sammenhangs ist es sachgerecht, die Gesetzesgrundlage für die Mietschlichtungsbehörden
in das Einführungsgesetz zum Schweizerischen Obligationenrecht (EG OR) vom
27. Dezember 1911 zu integrieren.

Auf Gesetzesstufe soll lediglich der organisatorische Grundsatz festgehalten werden, wo-
nach in jedem Bezirk eine Mietschlichtungsbehörde besteht, welche administrativ dem Be-
zirksgericht angegliedert ist. Die konkrete Ausgestaltung hinsichtlich der Zusammensetzung
und Bestellung der Mietschlichtungsbehörden sowie des vor diesen einzuhaltenden Verfah-
rens soll dabei auf Verordnungsebene vorgenommen werden. Dies entspricht nicht nur dem
geltenden Recht, sondern ermöglicht auch eine flexible Handhabung bei der Wahl einer für
den Vorsitz geeigneten Person. Als Vorsitzende oder Vorsitzender sollen auch fachkundige
Personen amten können, die nicht zu den Mitgliedern beziehungsweise Ersatzrichterinnen
und Ersatzrichtern des jeweiligen Bezirksgerichts gehören. So soll es beispielsweise auch
möglich sein, erfahrene Gerichtsschreiberinnen und Gerichtsschreiber mit ausreichender
Praxis für diese Aufgaben einzusetzen. Dementsprechend ist es selbstverständlich auch
denkbar, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Bezirksämter, welche von ihrer heutigen Tätig-
keit mit der Materie des Miet- und Pachtrechts vertraut sind, als Vorsitzende oder Vorsitzen-
der der Schlichtungsbehörde zu wählen. Was die paritätische Zusammensetzung der
Schlichtungsbehörde anbelangt, ergibt sich diese bereits aus dem geltenden beziehungs-
weise dem künftigen Bundesrecht.

Auswirkungen

Die vorgeschlagene Neuorganisation der Mietschlichtungsstellen bringt keine Veränderun-
gen für die Bevölkerung mit sich. Die Mietschlichtung und Mietberatung wird nach wie vor
bezirksweise angeboten. Es sind damit auch keine speziellen finanziellen Auswirkungen ver-
bunden, denn es findet ein Ressourcenstransfer von den Bezirksämtern zu den Bezirksge-
richten statt.
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7.3.7 Weitere Gesetzesänderungen

Beschwerdeinstanz im Zivilrecht bei Verfügungen der Gemeinderäte

Nach § 2 Abs. 2 lit. b des Einführungsgesetzes zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch und
Partnerschaftsgesetz (EG ZGB) vom 27. März 1911 können Verfügungen des Gemeinderats
beim jeweiligen Bezirksamt angefochten werden. In der Praxis sind keine Fälle bekannt, bei
denen diese Bestimmung zur Anwendung kommen würde. Mangels Relevanz kann daher
die genannte Norm aufgehoben werden. Die anderen Literas dieser Bestimmung werden im
Übrigen im Zuge der kantonalen Umsetzung des eidgenössischen Vormundschaftsrechts
angepasst werden.

Einschränkungen des Zutrittrechts zu Wald und Wiese

Gemäss Art. 699 Abs. 1 ZGB ist es jeder Person gestattet, Wald und Weide im ortsüblichen
Umfang zu betreten und wild wachsende Beeren, Pilze und dergleichen anzueignen. Die in
der genannten Norm vorbehaltenen Verbote des Zutritts- und Aneignungsrechts werden von
den Bezirksämtern erlassen (§ 92 Abs. 1 EG ZGB). Sie haben keine praktische Relevanz
mehr, da sich heute Zutrittsbeschränkungen in der Regel auf Bestimmungen des öffentlichen
Rechts abstützen.

Grundpfandtitel

Den Bezirksämtern kommt nach § 128 Abs. 1 EG ZGB die Aufgabe zu, die Schuldbriefe und
Gülten nebst dem Grundbuchverwalter zu unterzeichnen. Nachdem Art. 857 Abs. 2 ZGB per
1. Januar 1994 geändert wurde, bedürfen Schuldbriefe und Gülten zur Gültigkeit lediglich der
Unterschrift des Grundbuchverwalters. Die in der erwähnten Bestimmung genannte Funktion
ist damit nicht mehr von Relevanz.

7.3.8 Weiterer Anpassungsbedarf (Dekret über die Sicherung der öffentlichen Heil-
quellen und das Graben nach solchen in Baden und Ennetbaden)

§ 2 des Dekrets über die Sicherung der öffentlichen Heilquellen und das Graben nach sol-
chen in Baden und Ennetbaden vom 12. Januar 1869 (nachfolgend: Heilquellendekret) be-
stimmt, dass ohne Bewilligung des Regierungsrats "weder Austilgungen, Erweiterungen oder
Herstellungen schadhaft gewordener Fassungen an bestehenden Mineralquellen, noch sol-
che Arbeiten in Grund und Boden (…) vorgenommen werden, wodurch irgendwie Heilwasser
zu Tage gefördert werden könnte". Einreichungsstelle für derartige Gesuche ist derzeit das
Bezirksamt in Baden (§ 3 Heilquellendekret). Des Weiteren ist das Bezirksamt Baden jeder-
zeit befugt, unterirdische oder sich im Erdreich befindende Austiefungen im geometrisch
festgesetzten Quellengebiet zu untersuchen oder untersuchen zu lassen (§ 8 Heilquellen-
dekret). Es ist sachgerecht, die erwähnten Aufgaben an das für die Bereiche Boden und
Gewässer zuständige Fachdepartement – somit das Departement Bau, Verkehr und Umwelt
(BVU) – zu delegieren. Das genannte Departement ist bereits heute mit dem praktischen
Vollzug in diesem Bereich, insbesondere den periodischen Messungen, betraut.

Für das eingangs erwähnte Dekret besteht derzeit keine gesetzliche Grundlage (vgl. § 78
Abs. 2 KV). Es ist daher unumgänglich, die erforderlichen Anpassungen in demselben auf
dem Wege der Gesetzgebung vorzunehmen (vgl. § 128 Abs. 2 KV).
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7.3.9 Nachfolgender Regelungsbedarf auf Dekrets- und Verordnungsstufe

Die Neuorganisation der heutigen Bezirksverwaltungsaufgaben bedingt auch weitere Anpas-
sungen auf Dekrets- und Verordnungsstufe. Sie werden von dieser Vorlage zwar nicht er-
fasst, jedoch aus Gründen der Transparenz nachstehend summarisch aufgezeigt.

Leichentransport

Damit eine verstorbene Person von der Schweiz ins Ausland transportiert werden kann,
braucht es einen sog. Leichenpass. Dieser ermöglicht es, einen versiegelten Sarg ohne
Grenzkontrolle durch Drittländer auf dem Luft- oder Landweg in das Bestimmungsland zu
überführen. Die Leichenpässe werden im Kanton Aargau durch die Bezirksämter ausgestellt
(§ 21 Abs. 2 der Verordnung zum Bundesgesetz über die Bekämpfung übertragbarer Krank-
heiten des Menschen vom 2. Juni 1980). Der Leichenpass darf erst dann ausgestellt werden,
wenn ein sog. Verlötprotokoll vorliegt. Mit diesem wird nachgewiesen, dass der Leichnam
korrekt eingesargt ist. Es wird vorgeschlagen, die Zuständigkeit zum Ausstellen der Leichen-
pässe auf die regionalen Zivilstandsämter zu übertragen. Da diese ohnehin bereits für das
Ausfüllen der erforderlichen Sterbedokumente verantwortlich sind, können dadurch die Ab-
läufe effizient gestrafft werden. Was die Verlötprotokolle anbelangt, ist es angezeigt, diese
künftig von den Bestatterinnen und Bestattern direkt ausfüllen zu lassen. Sie sind bei einem
Todesfall stets vor Ort und daher am besten geeignet, diese Aufgabe zu übernehmen. Um
die Bedeutung der Verlötprotokolle zu unterstreichen, ist dabei vorgesehen, die kantonalen
Bestatterinnen und Bestatter formell in Pflicht zu nehmen. Ein konkretes Umsetzungsprojekt
wird in Zusammenarbeit mit den Zivilstandsämtern und Vertretungen der Bestattungsunter-
nehmen erarbeitet werden. Dabei soll auch die vom Verband Aargauer Gemeindeschreibe-
rinnen und Gemeindeschreiber in der Vernehmlassung zur Diskussion gestellte Alternative,
wonach die Leichenpässe allenfalls durch die Gemeindekanzleien ausgestellt werden könn-
ten, nochmals unter Einbezug der Gemeinden geprüft werden.

Freianglerkarte

Wer vom Ufer aus mit der fliegenden Angel in den Flüssen fischen will, hat beim Bezirksamt,
in dessen Amtsbereich er wohnt, gegen Vorlage eines Personalausweises eine Freiangler-
karte zu lösen (§ 24 Abs. 1 Satz 1 der Fischereiverordnung vom 26. September 1977). Das
Thema "Gewässer" gehört zu einem Aufgabengebiet, das vom Departement Bau, Verkehr
und Umwelt – insbesondere durch die Sektion Jagd und Fischerei der Abteilung Wald – be-
treut wird. Es liegt daher nahe, das Ausstellen der Freianglerkarte an das Departement Bau,
Verkehr und Umwelt zu übertragen. Dort wird derzeit abgeklärt, in welcher Form diese
Dienstleistung künftig über das Internet angeboten werden kann. Mit einer E-Government-
Lösung könnte dieses Angebot kundennäher erbracht werden. Aus Sicht des Verbands Aar-
gauer Gemeindeschreiberinnen und Gemeindeschreiber wäre es im Hinblick auf die Kun-
denbedürfnisse auch denkbar, die Fischereikarten direkt von den Gemeinden abgeben zu
lassen.

Lotteriewesen

Den Bezirksämtern obliegt heute die Erteilung von Bewilligungen für Lotterieveranstaltungen
in ihren Bezirken mit einer Plansumme bis zu Fr. 20'000.– pro veranstaltende Organisation
und Kalenderjahr (§ 4 Abs. 1 der Verordnung über Lotterien und gewerbsmässige Wetten
[Lotterieverordnung] vom 27. September 1976). Da das Departement Finanzen und Res-
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sourcen (DFR) bereits heute Gesuche für Lotterien mit einer Plansumme von mehr als
Fr 20'000.– und solche von Organisationen mit Mitgliedern aus dem ganzen Kanton oder aus
anderen Kantonen beurteilt (vgl. § 4 Abs. 2 Lotterieverordnung), ist es zweckmässig, beim
Departement Finanzen und Ressourcen die Erteilung von Bewilligungen in diesem Bereich
gesamthaft zu konzentrieren. Für die von den Bezirksämtern zu übernehmenden Aufgaben
werden Ressourcen im Umfang einer 60 %-Stelle benötigt (Fr. 57'043.– inklusive Gemein-
kostenzuschlag).

7.4 Zusammenfassung und Würdigung

Werden die Staatsanwaltschaften mit Blick auf die Effizienz als spezialisierte Strafverfol-
gungsbehörden ausgestaltet, drängt es sich auf, die verbleibenden Bezirksverwaltungsauf-
gaben anderen Stellen zuzuweisen. Zudem sind die Auswirkungen dieser Neuorganisation
vertretbar:

− Zahlreiche Gesetzesbestimmungen, in denen die Bezirksämter heute erwähnt und die
aufgrund deren Aufhebung geändert werden müssen, haben bereits heute keine Bedeu-
tung mehr (zum Beispiel Grundpfandtitel etc.).

− Weitere Aufgaben können ohne Auswirkungen aufgehoben oder neu organisiert werden
(zum Beispiel Auflage von Gesetzessammlungen, Inpflichtnahme der Gemeinderäte
durch den Vorsteher des Departements Volkswirtschaft und Inneres etc.). Die organisato-
rische Überführung der Mietschlichtungsstellen von den Bezirksämtern zu den Bezirksge-
richten ist nicht nur sachgerecht und zweckmässig. Sie bleibt auch ohne Folgen für die
heutige dezentrale Aufgabenerfüllung in diesem Bereich. Desgleichen ist damit kein Ab-
bau des Service public für die Bevölkerung verbunden.

− Marginale Auswirkungen entstehen bei folgenden Dienstleistungen:
− Die Leichenpässe werden neu von den regionalen Zivilstandsämtern erstellt (gemein-

deweise Lösung denkbar).
− Die Freianglerkarten werden neu durch das Departement Bau, Verkehr und Umwelt

ausgestellt, das dafür eine E-Government Lösung anbieten möchte.
− Bewilligungen für Lottos mit einer Plansumme unter Fr. 20'000.– sollen sachgerecht

dem Departement Finanzen und Ressourcen übertragen werden, weil dieses bereits
Bewilligungen mit einer Plansumme von über Fr. 20'000.– erteilt.

− Der Bereich der "Wahlen und Abstimmungen" führt vor Auge, dass sich heute ein Ent-
flechten der Zuständigkeiten zwischen Bezirksämtern und Staatskanzlei geradezu auf-
drängt. Am Beispiel der Demissionen von kommunalen Behördenmitgliedern zeigen
sich die unnötigen Parallelstrukturen zwischen Bezirksamt und Gemeindeabteilung, die
nun bereinigt werden können: Es macht keinen Sinn, dass die Gemeinderäte ihre De-
mission während der Amtsperiode der Gemeindeabteilung melden, währenddem die
Mitglieder der Finanzkommissionen oder Schulpflegen dies beim Bezirksamt tun müs-
sen.

− Die Sozialhilfebeschwerden sollen in Zukunft durch eine neue Sektion im Departement
Gesundheit und Soziales behandelt werden. Für die Gemeinden spielt es keine Rolle,
ob eine dezentrale oder eine zentrale Verwaltungsstruktur ihre Sozialhilfeentscheide
überprüft; bei Fragen und Auskünften steht ihnen der kantonale Sozialdienst schon
heute zur Verfügung. Beschwerdeführende, die bei der Beschwerdeinstanz vorspre-
chen möchten, müssen künftig zwar nach Aarau reisen. Zu beachten ist aber, dass nur
bei einem kleinen Teil der jährlich rund 200 Beschwerdeverfahren eine derartige per-
sönliche Kontaktnahme der Beschwerdeführenden vor Ort erfolgt.
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Die personellen und finanziellen Auswirkungen sind unter den Ziffern 9.1.2 und 9.2.2 darge-
stellt.

8. Übergangslösung

8.1 Problemstellung

Die Bundesbehörden haben verschiedentlich bekräftigt, die CH-StPO und die Jugendstraf-
prozessordnung auf den 1. Januar 2011 in Kraft zu setzen. Die verbleibende Zeit reicht nur
knapp aus, um im Kanton Aargau die beiden Einführungsgesetze (inklusive Fremdänderun-
gen weiterer Gesetze) zu erlassen. Die anschliessende organisatorische Umsetzung ist sehr
aufwendig und bis zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundesrechts nicht vollumfänglich
abgeschlossen. Insbesondere die räumliche Unterbringung der Staatsanwaltschaften für die
Bezirke wird mangels ausreichendem und bezahlbarem Angebot noch nicht an sechs Stand-
orten möglich sein. Vielmehr ist davon auszugehen, dass per 1. Januar 2011 die Bezirksamt-
standorte bestehen bleiben und die neu anzustellenden Leitungen der Staatsanwaltschaften,
samt zusätzlichem Personal, vorübergehend in anderen Gebäuden untergebracht werden
müssen.

Die Umsetzung des neuen Strafprozessrechts erfordert deshalb zumindest in organisatori-
scher, personeller und räumlicher Hinsicht Übergangslösungen. Falls es im Gesetzgebungs-
verfahren zu erheblichen Verzögerungen kommen sollte, müsste auch diesbezüglich eine
Übergangslösung geschaffen werden.

8.2 Rechtsetzung

Analog der Umsetzung des neuen Allgemeinen Teils des Strafgesetzbuches würden die auf-
grund der CH-StPO und der Jugendstrafprozessordnung notwendigen Einführungsgesetze
mit einer auf 2 Jahre befristeten Übergangsverordnung (ÜVO) gemäss § 91 Abs. 2bis lit. b
Kantonsverfassung vorgenommen und auf den 1. Januar 2011 in Kraft gesetzt, falls das or-
dentliche Gesetzgebungsverfahren bis dahin nicht abgeschlossen sein sollte.

Anpassungen auf Dekrets- und Verordnungsstufe können rechtzeitig im ordentlichen Verfah-
ren vorgenommen werden, soweit sie nicht von der Verfassungsänderung oder vom Erlass
der Einführungsgesetze zu den beiden Prozessordnungen des Bundes abhängig sind.

8.3 Organisation, Personal, Räume

In organisatorischer Hinsicht können die Bildung der kantonalen Staatsanwaltschaft und des
Zwangsmassnahmengerichts sowie die Erweiterung der Jugendanwaltschaft auf der Basis
der dannzumaligen Rechtsgrundlagen (KV, EG StPO und EG JStPO oder ÜVO) erfolgen. Es
sind keine Zwischenlösungen notwendig.

Das neue Bundesrecht hat aber wesentliche Veränderungen für die heutigen Funktionen der
Staatsanwälte beziehungsweise Staatsanwältinnen, der kantonalen Untersuchungsrichter
und Untersuchungsrichterinnen, der Bezirksamtmänner und deren Stellvertretung sowie der
Untersuchungsrichter der Bezirksämter zur Folge. Im Rahmen der weiteren Arbeiten muss
die Übergangslösung in diesem Bereich näher geprüft werden, insbesondere nachdem die
Bezirksamtmänner und Bezirksamtmann-Stellvertreterinnen und Bezirksamtmann-Stellver-
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treter Ende 2008 und die Staatsanwälte und Staatsanwältinnen sowie die kantonalen Unter-
suchungsrichterinnen und Untersuchungsrichter im Frühjahr 2009 für eine vierjährige Amts-
dauer wiedergewählt wurden.

Für die sechs Staatsanwaltschaften für die Bezirke ist für die Jahre 2011/12 und allenfalls
darüber hinaus (falls das neue Kindes- und Erwachsenenschutzrecht erst nach 2013 in Kraft
treten sollte) eine Übergangslösung notwendig, weil die übrigen Bezirksverwaltungsaufgaben
der Bezirksämter während einer Übergangszeit weiterhin wahrgenommen werden müssen.
Vorgesehen ist, diesen komplexen Prozess der gestaffelten Aufhebung der Bezirksämter in
einer zweijährigen Übergangsphase (1. Januar 2011 bis 31. Dezember 2012) rechtlich und
organisatorisch wie folgt abzuwickeln:

Zweijährige Übergangsphase (1. Januar 2011 bis 31. Dezember 2012)

Strafverfolgung

Die heutigen Bezirksämter sind Aussenstellen der 6 Staatsanwaltschaften und bleiben für
eine zweijährige organisatorische Übergangsphase (1. Januar 2011 bis 31. Dezember 2012)
an den heutigen Standorten.

Aufgaben der Bezirksverwaltung

Die 11 Bezirksämter bleiben bis Ende 2012 bestehen. Änderungen im Bereich der Bezirks-
verwaltung ergeben sich erst per Anfang 2013. Während der zweijährigen Übergangsphase
nehmen die Bezirksamtmänner und ihre Stellvertretungen ihre bisherigen Aufgaben der Be-
zirksverwaltung wahr. Denkbar ist es aber, gewisse Aufgaben der Bezirksverwaltung bereits
früher auf die neu zuständigen Stellen zu übertragen, insbesondere im Bereich von Wahlen
und Abstimmungen.

Organisation in den Übergangsjahren 2011 und 2012

Staatsanwaltschaft der Bezirke Rheinfelden und Laufenburg (Bsp.)

Leitung/Stellvertretung

Aussenstelle Aussenstelle

Bezirksamt Rheinfelden Bezirksamt Laufenburg

Bezirksamtmann/Staatsanwalt BA/StA

Bezirksamtmann- StV./ Untersuchungs-
beamter (UB)

BA-StV.

Bezirksamtmann BA

Bezirksamtmann-StV. BA-StV.

Definitive Lösung ab 1. Januar 2013

Strafverfolgung

Ab 1. Januar 2013 haben die Mitarbeitenden der Strafverfolgung ihre neuen Standorte in den
6 Staatsanwaltschaften für je 2 Bezirke und für den Bezirk Baden bezogen.
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Aufgaben der Bezirksverwaltung

Die Neuorganisation der Bezirksverwaltungsaufgaben wird per 1. Januar 2013 wirksam. Der
Regierungsrat geht davon aus, dass das neue Kindes- und Erwachsenenschutzrecht eben-
falls per 1. Januar 2013 in Kraft tritt.

Organisation: Definitive Lösung mit Geltung ab 1. Januar 2013

Staatsanwaltschaft der Bezirke Rheinfelden und Laufenburg (Bsp.)
(Standort?)

Leitender Staatsanwalt und zentrale Administration

Staatsanwältin StA StA StA StA StA

Untersuchungsbeamte UB UB UB UB UB

Neuorganisation Bezirksverwaltungsaufgaben

→ Zentrale Verwaltung (bsp. Wahlen und Abstimmungen)

→ Neue Behörden (bsp. regionale Zivilstandsämter für Leichenpässe)

In räumlicher Hinsicht sind auf 2011 zusätzliche Räume für die zentralen Bereiche der sechs
Staatsanwaltschaften für die Bezirke sowie für die zusätzlichen Mitarbeitenden der Gerichte,
der Jugendanwaltschaft und der Oberstaatsanwaltschaft notwendig.

Aus heutiger Sicht ist von einer zweijährigen Übergangsfrist auszugehen. Unter Umständen
wird es jedoch notwendig sein, die Dauer der organisatorischen Übergangslösung angemes-
sen zu verlängern.

9. Schätzungen über die notwendigen finanziellen und personellen Mittel für die
Umsetzung

Die neuen Bundesgesetze über das Strafverfahrensrecht (CH-StPO und JStPO) haben
einen Mehrbedarf an Personal zur Folge. Wie gross dieser genau sein wird, kann beim ge-
genwärtigen Stand der Umsetzungsarbeiten noch nicht im Detail festgelegt werden. Dies gilt
insbesondere für den Bereich der Staatsanwaltschaften, die praktisch vollständig neu aufge-
baut werden. Bei den nachfolgenden Angaben handelt es sich deshalb um Schätzungen
aufgrund der bisher vorliegenden Erkenntnisse.

9.1 Personell

9.1.1 Strafverfolgung/Departement Volkswirtschaft und Inneres

Im Bereich der Staatsanwaltschaft ergibt sich eine Mehrbelastung durch den wesentlich
grösseren Aufwand aus den neuen Haftrichterverfahren, der ausgedehnteren Anwesenheits-
pflicht der Staatsanwältinnen und Staatsanwälte bei Gerichtsverfahren und den grundsätzlich
längeren Gerichtsverfahren aufgrund des erweiterten Unmittelbarkeitsprinzips.
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Bei der Jugendanwaltschaft wird der Wegfall der Schulpflegen als Strafverfolgungsbehörden
zu einer erheblichen Mehrbelastung führen (bisher ca. 2'500, neu ca. 4'200 Fälle). Hier sind
drei zusätzliche Gruppen, bestehend aus einer Jugendanwältin oder einem Jugendanwalt,
einer Sozialarbeiterin oder einem Sozialarbeiter sowie einer Person in der Administration,
notwendig.

Beim Departement Volkswirtschaft und Inneres ist nach heutigem Wissensstand von folgen-
dem Personalbedarf auszugehen:

Staatsanwaltschaft

Funktion Anzahl
Kosten
(Bruttolohn in Franken)

Leitung Oberstaatsanwaltschaft 1 230'000

Oberstaatsanwälte 2 380'000

Leitung Staatsanwaltschaft 7 1'260'000

Stv. Leitung 7 1'120’000

Staatsanwälte 14 2'240'000

Untersuchungsbeamte 37 4'440'000

Mitarbeitende Sachbearbeitung und Sekretariat 57 5'130'000

Zwischentotal 14'800'000

+ 45 % Gemeinkosten (+5% wegen erhöhter Sicher-
heitsanforderungen im Bereich der Unterbringung)

6'660'000

Gesamttotal 125 21'460'000

Die Staatsanwaltschaft, das kantonale Untersuchungsamt und die Bezirksämter (nur Straf-
verfolgung, ohne Bezirksverwaltung/Bezirksgefängnisse) verfügen 2008 über 90 Stellen
(100 %). Der Mehrbedarf beträgt somit 35 Stellen.

In finanzieller Hinsicht betrug der Bruttoaufwand der Staatsanwaltschaft, des kantonalen Un-
tersuchungsamts und der Bezirksämter (nur Strafverfolgung, ohne Bezirksverwaltung/Be-
zirksgefängnisse) bisher ca. 15 Millionen Franken. Der Mehraufwand allein für die Strafver-
folgung beläuft sich somit auf ca. 6,4 Millionen Franken pro Jahr.

Im Zeitraum 2011–2013 werden vorübergehend ca. 10 weitere Stellen notwendig sein, weil
die Strukturen der regionalen Staatsanwaltschaften durch den Verbleib der Bezirksämter an
den bisherigen Standorten noch heterogen und die Abläufe entsprechend komplizierter sein
werden. Dadurch fällt ein Mehraufwand von ca. 1,8 Millionen Franken pro Jahr an.
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Jugendanwaltschaft (Mehrbedarf/Mehraufwand)

Funktion Anzahl Kosten
(Bruttolohn in Franken)

Jugendanwälte + 3 450'000

Sozialarbeiter + 3 300'000

Mitarbeitende Sachbearbeitung + 3 270'000

Zwischentotal 1'020'000

+ 45 % Gemeinkosten (+ 5 % wegen erhöhter Si-
cherheitsanforderungen im Bereich der Unterbrin-
gung)

459'000

Gesamttotal (gerundet) + 9 + 1'480'000

9.1.2 Bezirksverwaltungsaufgaben

Die nachfolgenden Tabellen geben einen Überblick über die mit der Neuorganisation ver-
bundenen Auswirkungen.

Betroffene Stelle zu übernehmende Aufgaben Anzahl Stellen Kosten
(Bruttolohn in Franken)

SK Wahlen und Abstimmungen:
Durchführung, Vor- und Nachbe-
reitung etc.

+ 1,53) 170'000

+ 40 % Gemeinkosten 68'000

+ Sachaufwand4) 50'000

Departement
Volkswirtschaft
und Inneres/Ge-
meindeabteilung

Wahlen und Abstimmungen: Prü-
fung von Demissionen komm.
Behördemitglieder, Anordnung
Ersatzwahlen etc.

− Rechtsdienst + 0,2 24'000

− Sekretariat + 0,4 28'000

+ 40 % Gemeinkosten 20'800

DGS Sozialhilfewesen: Behandlung
von Sozialhilfebeschwerden

+ 45) 500'000

3) Mit Wirkung ab 2011
4) Mit Wirkung ab 2011 (pro Jahr)
5) Entspricht 3 Juristinnen/Juristen-Stellen und 1 Teamleitungsstelle
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Betroffene Stelle zu übernehmende Aufgaben Anzahl Stellen Kosten
(Bruttolohn in Franken)

+ 40 % Gemeinkosten 200'000

BVU Fischerei- und Jagdwesen + 0,56) 33'955

+ 40 % Gemeinkosten 13'582

DFR Lotteriewesen + 0,67) 40'745

+ 40 % Gemeinkosten 16'298

Um die mit der Neuorganisation der Bezirksverwaltung verbundenen Mehrkosten zu ermit-
teln, sind die obigen Zahlen den gegenwärtigen Kosten der Bezirksämter wie folgt gegen-
überzustellen:

Aufgabe Ist-Zustand (Aufwand
Bezirksämter; Basis
Rechnung 2006)

Aufwand nach Neuorga-
nisation Bezirksverwal-
tungsaufgaben

Einmaliger
Aufwand für
Umsetzung

Stellen Kosten Stellen Kosten

Vormundschaft, fürsorge-
rische Freiheitsentzüge

ca. 4,8 678'000 4,8 678'000
(Ressourcen-

transfer)

Schlichtungswesen Miete
und Pacht

ca. 5 705'000 5 705'000
(Ressourcen-

transfer)

Sozialhilfebeschwerden ca. 3,2 450'000 4 700'000 65'3338)

übrige Aufgaben ca. 4,3 606'000

− Wahlen und Abstim-
mungen

1,5 (SK) 288'000

0,6 (GA) 72'800 34'0009)

− Fischerei und Jagd 0,5 47'535

− Lotterie 0,6 57'043

Gesamttotal 17,3 2'439'000 17 2'548'378 99'333

6) Mittlerer Bruttolohn für Arbeitnehmende Lohnstufe 8
7) Mittlerer Bruttolohn für Arbeitnehmende Lohnstufe 8
8) Entspricht einer 30 %-Stelle zur Vorbereitung des Zuständigkeitswechsels
9) Entspricht für 12 Monate einer 10 %-Stelle für die Vorbereitung des Zuständigkeitswechsels. Dazu kommt ein Sachaufwand

von Fr. 20'000.– für den Aufbau der benötigten Datenbank.



- 53 -

Im Einzelnen ist dazu Folgendes festzuhalten:

− Unabhängig von diesem Projekt wird das Vormundschaftswesen aufgrund bundesrechtli-
cher Vorgaben zwingend einer Totalrevision zu unterziehen sein. Es stehen im Kanton
Aargau mit der Schaffung von Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden grundsätzliche
organisatorische Veränderungen an. Deren personellen Auswirkungen sind derzeit im
Einzelnen noch nicht abschätzbar.

− Im Bereich Schlichtungswesen Miete und Pacht erfolgt ein Ressourcentransfer von den
Bezirksämtern zu den Bezirksgerichten.

− Wie aus der vorstehenden Tabelle hervorgeht, ist im Sozialhilfewesen gegenüber dem
heutigen Stand eine Kostensteigerung auszumachen. Dies hängt einerseits mit dem Um-
stand zusammen, wonach die Bearbeitung derartiger Fälle künftig von juristisch ausgebil-
deten Mitarbeitenden erfolgen wird. Aufgrund der in der Zentralverwaltung bei der Be-
schwerdeinstruktion gängigen Standards wird der Aufwand pro Beschwerdeerledigung in
der Praxis leicht höher ausfallen. Andererseits ist auch weiterhin von hohen Fallzahlen in
diesem Bereich auszugehen.

− In der Staatskanzlei führt der Auf- und Ausbau des kantonalen Wahlbüros infolge geplan-
ter Einführung von "E-Voting" etc. – unabhängig von diesem Projekt – zu einem zusätzli-
chen Ressourcenbedarf.

Ausgehend von den derzeitigen Kosten für die Bezirksverwaltungsaufgaben von 2,44 Millio-
nen Franken beziffern sich die Mehrkosten somit auf ca. Fr. 110'000.– pro Jahr.

Für die Übergangsphase 2011/12 ist zusätzlich zu beachten, dass vor allem die Bezirksamt-
männer und ihre Stellvertreter für die Erfüllung der Bezirksverwaltungsaufgaben und nament-
lich im Schlichtungswesen Miete und Pacht bisher in grösserem Umfang Leistungen erbrin-
gen, die in der Statistik und damit auch im Aufwandvolumen von 17,3 Stellen gemäss Ist-
Zustand nicht erfasst sind. In der Übergangsphase 2011/12 sind deshalb für die Bewältigung
der Bezirksverwaltungsaufgaben zusätzliche Personalkapazitäten erforderlich, die mit den
vorgesehenen Projektstellen abgedeckt werden sollen (vgl. Ziffer 9.3).

9.1.3 Justiz

Bei den Gerichten werden vor allem die Einführung der Zwangsmassnahmengerichte und
die längeren Gerichtsverfahren wegen des erweiterten Unmittelbarkeitsverfahrens und we-
gen der verschärften Protokollierungsvorschriften zu einem erheblichen Mehrbedarf im Per-
sonalbereich führen.
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Die Verwaltungskommission der Gerichte geht von folgendem Zusatzbedarf aus:

Funktion Anzahl Kosten
(Bruttolohn in Franken)

Oberrichter + 1.5 380'000

Bezirksgerichtspräsidenten + 4.5 880'000

Gerichtsschreiber + 8.5 1'050'000

Mitarbeitende Kanzlei + 4.25 320'000

Zwischentotal 2'630'000

+ 40 % Gemeinkosten 1'050'000

Gesamttotal (gerundet) + 18.75 + 3'680'000

Von diesem Mehraufwand entfallen 3 Gerichtspräsidenten, 4 Gerichtsschreiber und 1,5 Mit-
arbeiter Kanzlei auf das vom Bundesrecht neu vorgeschriebene Zwangsmassnahmenge-
richt.

9.2 Folgekosten

9.2.1 Folgekosten Strafverfolgung und Justiz

Aufgrund der zusätzlichen Stellen ergibt sich gemäss den Berechnungen unter den Ziffern
9.1.1 und 9.1.3 folgender jährlich wiederkehrender Mehraufwand (Personal- und Sachauf-
wand; ohne Projektstellen):

Bereich Betrag (in Franken)

Staatsanwaltschaft (Departement Volkswirtschaft
und Inneres)

+ 6'400'000

Jugendanwaltschaft (Departement Volkswirt-
schaft und Inneres)

+ 1'480'000

Justiz + 3'680'000

Mehraufwand (gerundet) + 11'560'000

Neben der Frage des effektiven Mehrbedarfs im Personalbereich für die Umsetzung des
neuen Strafverfahrensrechts sind die Angaben über den Mehraufwand vor allem im Bereich
der Raumkosten für die Staatsanwaltschaften für die Bezirke mit Unsicherheiten behaftet.
Erst die Prüfung konkreter Standorte und Objekte für die Übergangs- und die definitive Lö-
sung wird zeigen, ob die Gemeinkostenzuschläge von 45 % für die Raumkosten ausreichend
sind.
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9.2.2 Folgekosten Bezirksverwaltung

Bereich Betrag (in Franken)

Diverse Amtsstellen + 110'000

Mehraufwand (gerundet) + 110'000

9.2.3 Folgekosten Total

Bereich Betrag (in Franken)

Staatsanwaltschaft (Departement Volkswirtschaft
und Inneres)

+ 6'400'000

Jugendanwaltschaft (Departement Volkswirt-
schaft und Inneres)

+ 1'480'000

Diverse Amtsstellen (Bezirksverwaltung) + 110'000

Justiz + 3'680'000

Mehraufwand + 11'670'000

9.3 Einmaliger Aufwand

Die Umsetzung des neuen Strafverfahrensrechts erfordert einen einmaligen Aufwand in fol-
genden Bereichen:

− Das Departement Volkswirtschaft und Inneres setzt für die Erarbeitung der rechtlichen
und der organisatorischen Grundlagen eine zusätzliche juristische Mitarbeiterin (Projekt-
stelle 100 %) ein und arbeitet mit externen Fachleuten zusammen. Der Regierungsrat hat
mit RRB Nr. 2007-000453 vom 4. April 2007 die Projektstelle und einen Globalkredit von
Fr. 855'000.– beschlossen.

− Die Justizbehörden setzen 2009–2011 für die Unterstützung der Einführungsarbeiten eine
Projektstelle mit einem Aufwand von ca. Fr. 290'000.– ein.

− Die Software JURIS, welche die Strafverfolgungs- und die Justizbehörden als Fachappli-
kation in ihrem Tätigkeitsbereich einsetzen, muss an das neue Recht angepasst werden.
Der Anpassungsbedarf und der finanzielle Aufwand werden gegenwärtig abgeklärt.

− Für die neuen Standorte der Staatsanwaltschaften für die Bezirke, der kantonalen Staats-
anwaltschaft sowie der Oberstaatsanwaltschaft und die Räumlichkeiten für die weiteren
zusätzlichen Mitarbeitenden, müssen die notwendigen Einrichtungen (Mobiliar, IT-Arbeits-
platzeinrichtungen etc.) beschafft werden. Zusätzlich fallen Umzugskosten an. Der ent-
sprechende finanzielle Aufwand muss im Zusammenhang mit der Klärung der Unterbrin-
gungssituation genau erhoben werden.

− Für die Neuzuteilung der bisher von den Bezirksämtern wahrgenommenen Bezirksverwal-
tungsaufgaben ist ein einmaliger Aufwand von ca. Fr. 100'000.– zu erwarten.
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− Im Personalbereich fällt ein einmaliger Mehraufwand für die 10 zusätzlichen Stellen an,
die in der Übergangsphase benötigt werden (ca. 1,8 Millionen Franken pro Jahr oder total
4,2 Millionen Franken für 2010–2012).

Die Einzelheiten und das Total des einmaligen Mehraufwands werden dem Grossen Rat mit
der Botschaft für die zweite Beratung der Erlassänderungen unterbreitet.

9.4 Vergleich zum AFP 2010–2013 

Für die Mehraufwendungen sind im AFP 2010–2013 folgende Mittel eingestellt:

Departement Volkswirtschaft und Inneres

in Fr. 1'000.– 
(gerundet)

2009 2010 2011 2012 2013

AFP 2010–2013 1’152 2’965 11'271 10'917 7'880

In den eingestellten Beträgen sind die Folgekosten für die Staatsanwaltschaften, die Jugend-
anwaltschaft und die Bezirksverwaltung gemäss Ziffern 9.2.1 und 9.2.2 sowie der einmalige
Aufwand des Departements Volkswirtschaft und Inneres gemäss Ziffer 9.3 enthalten.

Justizbehörden

in Fr. 1'000.– 2009 2010 2011 2012 2013

AFP 2010–2013 308 1'067 3'081 3'216 3'224

Die Justizbehörden haben im AFP 2010–2013 die Löhne und Arbeitgeberbeiträge für die zu-
sätzlichen ordentlichen Stellen und für die Projektstelle sowie den einmaligen Aufwand für
die Arbeitsplatzeinrichtungen eingestellt. Der Aufwand für die Unterbringung und weiterer
zusätzlicher Sachaufwand sind darin nicht enthalten. Die Bereinigung erfolgt mit dem AFP
2011–2014.

10. Weitere Auswirkungen

10.1 Auswirkungen auf das Personal

Der Kanton ist darauf angewiesen, dass möglichst alle bisherigen Mitarbeitenden der Straf-
verfolgungsbehörden auch in der künftigen Organisation tätig sind. Er wird deshalb allen Mit-
arbeitenden eine Stelle mit einer interessanten Tätigkeit anbieten. Für Mitarbeitende, welche
die im EG StPO vorgesehenen Anstellungsvoraussetzungen nicht erfüllen, sind grosszügige
Überführungsregelungen vorgesehen.
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Konkret sind bei entsprechender Eignung folgende Überführungsregelungen vorgesehen:

− Für die Bezirksamtmänner sowie für Bezirksamtmann-Stellvertreterinnen und Bezirks-
amtmann-Stellvertreter mit entsprechender Eignung besteht die Möglichkeit, Staatsanwäl-
tinnen und Staatsanwälte zu werden. Die Oberstaatsanwaltschaft regelt die Auftretensbe-
fugnis vor den Gerichten. Dabei kann sie den unterschiedlichen Eignungen und Fähigkei-
ten Rechnung tragen. Denkbar ist zum Beispiel, dass Bezirksamtmänner und Bezirks-
amtmann-Stellvertreterinnen und Bezirksamtmann-Stellvertreter mit einem abgeschlosse-
nen juristischen Studium eine unbeschränkte Auftretensbefugnis erhalten, analog den
bisherigen kantonalen Untersuchungsrichtern und Untersuchungsrichterinnen ohne An-
waltspatent.

− Für die kantonalen Untersuchungsrichterinnen und Untersuchungsrichter besteht die
Möglichkeit, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte zu werden.

− Die Untersuchungsrichterinnen und Untersuchungsrichter können ohne weiteres Untersu-
chungsbeamtinnen und Untersuchungsbeamte werden. Bei besonderer Eignung und ent-
sprechender spezifischer fachlicher Weiterbildung können sie vom Regierungsrat als
Staatsanwältin oder Staatsanwalt angestellt werden, wobei ebenfalls die Oberstaatsan-
waltschaft die Auftretensbefugnis vor den Gerichten regelt.

Die vom Volk oder vom Grossen Rat gewählten Amtspersonen haben für die Dauer der im
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes laufenden Amtsperiode Anspruch auf die glei-
che Entlöhnung wie nach altem Recht, sofern für die von ihnen neu übernommene Funktion
neurechtlich ein tieferer Lohn vorgesehen ist. Ist der Lohn für die neu übernommene Funkti-
on höher, gilt dieser. Übergangsrechtlich bedingt dies eine gewisse Flexibilität betreffend den
für die definitive Umsetzung ab dem 1. Januar 2013 vorgesehenen Anstellungsvorausset-
zungen, das heisst, dass die zurzeit in der Strafverfolgung tätigen Personen nicht alle neu-
rechtlichen Anstellungsbedingungen zu erfüllen haben werden.

Hinsichtlich eines Wechsels des Arbeitsorts ergibt sich durch die organisatorische Über-
gangslösung eine Abfederung, indem die Standorte der Bezirksämter bis Ende 2012 erhalten
bleiben.

10.2 Auswirkungen auf die Gesellschaft, Wirtschaft und Umwelt

Die Auswirkungen sind bezüglich der Bezirksverwaltungsaufgaben bei den einzelnen The-
men – sofern bei diesen überhaupt mit Auswirkungen zu rechnen ist – dargestellt worden.
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Einführung des schweizerischen
Strafprozessrechts mit oder ohne Aufhebung der Bezirksämter keine negativen Auswirkun-
gen hat, weder auf die Bevölkerung noch auf die Wirtschaft oder die Umwelt.

10.3 Auswirkungen auf die Gemeinden

Die Gemeinden sind durch die Einführung der (JStPO) insofern betroffen, als die Aufgaben
der Schulpflegen in der Jugendstrafrechtspflege entfallen.
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Durch das kantonale Wahlbüro erhalten die Gemeinden einen neuen Ansprechpartner bei
Wahlen und Abstimmungen. Der zusätzliche Aufwand, der infolge der vorgesehenen Aufga-
bendelegation an die Zivilstandsämter im Zusammenhang mit dem Ausstellen der Leichen-
pässe entsteht, fällt nur leicht ins Gewicht. Im Übrigen hat die Neuorganisation der Bezirks-
verwaltungsaufgaben für die Gemeinden kaum Auswirkungen.

10.4 Auswirkungen auf die Beziehungen zum Bund und zu anderen Kantonen

Keine.

11. Weiteres Vorgehen/Zeitplan der Rechtssetzung

Wann? Wer? Was?

2. September 2009 RR Verabschiedung Botschaft 1. Beratung

September–Dezember 2009 GR 1. Beratung

Januar 2010 RR Botschaft 2. Beratung

Februar–März 2010 GR 2. Beratung

Juni 2010 Volk Abstimmung KV

1. Januar 2011 RR Inkraftsetzung EG StPO und EG JStPO

1. Januar 2013 RR Inkraftsetzung Gesetzesänderungen Bezirksverwal-
tungsaufgaben

A n t r a g :

1.

Der vorliegende Entwurf einer Änderung der Verfassung des Kantons Aargau wird in 1. Be-
ratung zum Beschluss erhoben.

2.

Der vorliegende Entwurf des Einführungsgesetzes zur Schweizerischen Strafprozessord-
nung (EG StPO) wird in 1. Beratung zum Beschluss erhoben.

3.

Der vorliegende Entwurf des Einführungsgesetzes zur Schweizerischen Jugendstrafpro-
zessordnung (EG JStPO) wird in 1. Beratung zum Beschluss erhoben.
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4. 
 
Die Frist zwischen der 1. und 2. Beratung wird gemäss § 33 Abs. 4 des Gesetzes über die
Organisation des Grossen Rates und über den Verkehr zwischen dem Grossen Rat, dem
Regierungsrat und dem Obergericht (Geschäftsverkehrsgesetz [GVG]) verkürzt.

Aarau, 2. September 2009

IM NAMEN DES REGIERUNGSRATS

Landammann: Staatsschreiber:

Roland Brogli Dr. Peter Grünenfelder

Beilagen:

Beilage 1: Synopse Verfassung des Kantons Aargau
Beilage 2: Synopse Einführungsgesetz zur Schweizerischen Strafprozessordnung

(EG StPO)
Beilage 3: Erläuterungen der einzelnen Bestimmungen Erwachsenenstrafverfolgung
Beilage 4: Synopse Einführungsgesetz zur Schweizerischen Jugendstrafprozessordnung

(EG JStPO)
Beilage 5: Erläuterungen der einzelnen Bestimmungen Jugendstrafverfolgung


